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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordnete 

Doris 

Barnett 

(SPD) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die Lage 
der religiösen Minderheiten, insbesondere die 
der koptischen Christen in Ägypten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 15. November 1995 

Religionsfreiheit und Freiheit der Glaubensausübung sind in Ägypten 
verfassungsmäßig garantiert. Dies gilt auch für die koptische Kirche und 
die religiösen Minderheiten des Landes - verschiedene christliche Konfes- 
sionen und eine kleine jüdische Gemeinde. 

Die einheimischen koptischen Christen, zu denen sich ungefähr 10% der 
Bevölkerung rechnen, betrachten sich in ihrem Selbstverständnis nicht als 
Minderheit, sondern neben den Muslimen als die zweite große Religions- 
gemeinschaft der ägyptischen Nation. Versuche, die Kopten als Minder- 
heit im politischen oder rechthchen Sinne zu behandeln, werden von der 
Kirchenführung und dem Kirchenvolk nachdrücklich abgelehnt, da man 
darin eine Gefährdung der Einheit der Nation sowie eine Unterminierung 
der eigenen Position sieht. 

Besondere Probleme ergeben sich für die Kopten in folgenden Bereichen: 

- Ein Dekret von 1856 aus osmanischer Zeit macht Baumaßnahmen der 
koptischen Kirche von besonderen Zustimmungserfordernissen des 
Präsidenten abhängig. 

- Konversionen in beide Richtungen sind zwar nicht ausdrücklich verbo- 
ten, stoßen in der Praxis aber auf den schärfsten Widerstand der betei- 
hgten Familien. Der Abfall vom Islam ist nach islamischen Recht - Scha- 
ria - ein todeswürdiges Verbrechen. Dennoch kommt es gelegentlich 
trotz der damit verbundenen gesellschaftlichen und auch rechtlichen 
Schwierigkeiten zu Übertritten. 

- Eine Missionierungstätigkeit von Nicht-Muslimen ist nicht gestattet. 

- Immer wieder kommt es zu Übergriffen seitens islamistischer Terrori- 
sten. Aufgrund strenger Sicherheitsmaßnahmen und eines energischen 
Polizeieinsatzes gegen die Terroristen hat sich die Sicherheitslage der 
Kopten jedoch zur Zeit erheblich verbessert. 

- Es gibt schüeßlich eine gewisse gesellschaftliche und berufliche Dis- 
kriminierung von Kopten, die jedoch weder rechthch noch pohtisch 
begründet ist. 

Das Zusammenleben der beiden Hauptreügionen in Ägypten ist nicht frei 
von Spannungen, die u. a. auf historische Gründe sowie auf den jeweiligen 
Absolutheitsanspruch beider Religionen zurückzuführen sind. Der ägypti- 
sche Staat und die Führungen der beiden Hauptreligionen stellen aber 
immer wieder unter Beweis, daß sie diese Probleme miteinander zufrie- 
denstellend regeln können. 

Die Bundesregierung unterhält Beziehungen zur koptischen Kirche (wie 
auch zu muslimischen Würdenträgern) und fördert u. a. christliche Wohl- 
fahrtseinrichtungen in Ägypten, die ihre Leistungen unterschiedslos 
Angehörigen aller Reügionsgemeinschaften zukommen lassen. Damit 
wird ein indirekter Beitrag zu den Bemühungen christlicher Kirchen um 
die Behauptung ihrer Position in der ägyptischen Gesellschaft geleistet. 
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2. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
Bemühungen ein, die Erklärung zum „Schutz vor 
gewaltsam verursachtem Verschwinden" , die am 
1. Dezember 1992 von der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen verabschiedet wurde, zu 
einer Konvention weiterzuentwickeln, und kann 
sie angeben, ob mittlerweile eine nähere Defini- 
tion des Begriffs „gewaltsam verursachtes Ver- 
schwinden" vorliegt, die die Bundesregierung 
mit ihrer damaligen Stimmerklärung eingefor- 
dert hatte? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 10, November 1995 

Die Bundesregierung hält das Verschwindenlassen von Personen für ein 
besonders abscheuerregendes Verbrechen, das darauf abzielt, den Men- 
schen zu vernichten und auch jede Spur von ihm zu beseitigen. Vertreter 
der Bundesregierung haben daher dieses Verbrechen immer wieder mit 
' besonderer Schärfe öffentlich verurteilt. Dabei hat die Bundesregierung 
ihre Auffassung, daß dieses Verbrechen bis zum Vorliegen verläßlicher 
Definitionen der Straftatbestände vor allem politisch bekämpft werden 
müsse, mehrfach bei den Arbeiten an der von der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen am 18. Dezember 1992 im Konsens angenomme- 
nen Erklärung zum „Schutz vor gewaltsam verursachtem Verschwinden" 
vorgetragen. Eine nähere Definition des Begriffs „gewaltsam verursachtes 
Verschwinden" wurde in den Vereinten Nationen bislang nicht ausge- 
arbeitet. 


3. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


ln welcher Weise unterstützt die Bundesregie- 
rung den Kampf gegen das Verschwindenlassen, 
der nach ihrer eigenen Aussage (Drucksache 
12/8118) zu „den zentralen Aufgaben der 
Menschenrechtspolitik der Vereinten Nationen" 
gehört, und wird sie diese Thematik bei der 
52. Sitzung der VN- Menschenrechtskommission 
1996 einbringen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 10, November 1995 

Die Bundesregierung drängt Regierungen betroffener Länder, wirksame 
Schritte zur Unterbindung des „Verschwindenlassens" zu unternehmen. 
Sie bedient sich dabei bilateraler Demarchen und Demarchen im Rahmen 
der Europäischen Union. Eine herausragende Rolle spielt in diesem 
Zusammenhang auch der politische und insbesondere der Menschen- 
rechtsdialog mit den betroffenen Ländern. Die Bundesregierung wirkt 
aktiv in der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen und im 
Dritten Ausschuß der Generalversammlung der Vereinten Nationen an 
der Bekämpfung von Verbrechen der genannten Art mit. Sie hat insbe- 
sondere an der „Erklärung zum Schutz vor gewaltsam verursachtem 
Verschwinden" der Generalversammlung mitgearbeitet. Sie hat weiter 
die Errichtung des Internationalen Strafgerichtshofes für das ehemahge 
Jugoslawien mit Nachdruck unterstützt. Ende Oktober 1995 hat der Spre- 
cher des Gerichtshofes angekündigt, daß im Zusammenhang mit dem 
Vorgehen der bosnischen Serben in Srebrenica in Kürze mit Anklageerhe- 
bungen vordem Gerichtshof zu rechnen sei. Auf der 51. Tagung (1995) der 
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Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen wurde das Mandat 
der Arbeitsgruppe „Erzwunges oder unfreiwilliges Verschwinden" um 
weitere drei Jahre verlängert und ihr der Auftrag gegeben, der 52. Tagung 
(1996) der Menschenrechtskommission zu berichten. Die Menschen- 
rechtskommission wird sich daher von sich aus auf ihrer nächsten Tagung 
mit dem Thema befassen. 


4. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung, um die Aussichten für einen tragfähigen 
Frieden in Angola zu verbessern, und welche 
Erkenntnisse hat sie über die aktuelle Menschen- 
rechtssituation in diesem Land? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 10. November 1995 

Die politische Entwicklung in Angola nach der Unterzeichnung des 
Friedensvertrages von Lusaka am 20. November 1994 gibt Anlaß zu 
begründeter Hoffnung auf einen erfolgreichen Verlauf des derzeitigen 
Friedensprozesses. 

Die Bundesregierung hat die Vermittlungstätigkeit der VN, die zu dem 
Friedensvertrag von Lusaka geführt hat, sowie die Einrichtung der 
VN-Friedensmission für Angola UNAVEM nachhaltig unterstützt. 

Im Rahmen von UNAVEM III hat die Bundesregierung fünf Ausbilder zur 
Minenräumung entsandt. Sie leistet außerdem Materialhilfe in Form von 
Minensuchsonden und Schutzwesten. 

Im Rahmen der humanitären Soforthilfe engagiert sich die Bundesregie- 
rung insbesondere bei Ernährungssicherung und medizinischer Versor- 
gung. Die Leistungen im Haushaltsjahr 1995 belaufen sich in diesen Berei- 
chen auf bisher 9,84 Mio. DM. 

Darüber hinaus wurden Angola für 1995/96 EZ-Mittel in Höhe von 50 Mio. 
DM zugesagt, aus denen Projekte finanziert werden, die der wirtschaft- 
lichen Stabilisierung des Landes dienen. 

Zur Menschenrechtssituation in Angola ist anzumerken, daß die Todes- 
strafe nicht existiert und Religionsfreiheit umfassend gewährleistet ist. 
Allerdings ist die Situation in den Haftanstalten unbefriedigend, denn das 
offizielle Folterverbot wird in den Gefängnissen und Polizeistationen nur 
äußerst bedingt beachtet. 

Eine medizinsche Versorgung der Strafgefangenen ist ebensowenig 
gewährleistet wie ihre regelmäßige Versorgung mit Nahrung. 


5. Abgeordnete 

Dr. Uschi 
Eid 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Weise wirkt sich die Finanzkrise der 
Vereinten Nationen auf die Ausstattung des 
internationalen Ruanda- Tribunals aus, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Arbeitsfähigkeit des Tribunals sicherzustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 15. November 1995 

Die Finanzkrise der Vereinten Nationen beeinträchtigt die Ausstattung 
des Internationalen Strafgerichtshofes Ruanda in keiner Weise. 
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Die Arbeitsfähigkeit des Tribunals ist (durch Verabschiedung von Resolu- 
tion A 149 1251 vom 20. Juh 1995) sichergestellt. Die Mittel werden dem 
allgemeinen Konto der Vereinten Nationen (General Fund) entnommen. 


6. Abgeordnete 

Dr. Uschi 
Eid 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung unter- 
nommen, um auf die Freilassung von General 
Obasanjo in Nigeria hinzuwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 14. November 1995 

Die Bundesregierung hat in öffentlichen Erklärungen, auch zusammen 
mit ihren Partnern in der Europäischen Union, gegen die Verhaftung und 
die Verurteilung des früheren Staatsoberhaupts des Landes, General 
Obasanjo, protestiert und seine Freilassung gefordert. 

Darüber hinaus ist der - inzwischen abberufene - Botschafter Nigerias 
verschiedentlich ins Auswärtige Amt einbestellt worden, im März und 
Juni durch den zuständigen Abteilungsleiter im Auswärtigen Amt, im Juli 
durch Staatsminister Helmut Schäfer und im September durch mich. Der 
Botschafter ist dabei gebeten worden, seiner Regierung die Forderung der 
Bundesregierung zu übermitteln, General Obasanjo auf freien Fuß zu 
setzen. Die deutsche Botschaft in Lagos hat in Demarchen bei der nigeri- 
anischen Regierung dieses Anliegen der Bundesregierung unterstrichen. 

Bundesminister Dr. Klaus Kinkel hat am 12. Juli 1995 den nigerianischen 
Regimekritiker und Literatur-Nobelpreisträger Wole Soyinka zu einem 
Gespräche empfangen und dies zum Anlaß genommen, in einer Presse- 
erklärung gegen die Verhaftung Obasanjos zu protestieren. 


7. Abgeordnete 

Dr. Uschi 
Eid 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Stimmt es, daß Deutschland zwar auf Wunsch der 
Beteihgten nicht Mitghed der Gruppe IGADD 
(Intergovernmental Authority on Drought and 
Development) -Freunde ist, aber von holländi- 
scher Seite eingehend über die Geschehnisse bei 
der IGADD unterrichtet wird, wie das Auswärtige 
Amt in der Sitzung des Ausschusses für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
am 20. September 1995 informierte, und welche 
Informationen hat das Auswärtige Amt über den 
neuesten Stand des IGADD-Prozesses hinsicht- 
hch der Friedensbemühungen im Sudan von 
holländischer Seite erfahren? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 10. November 1995 

Bei der IGADD-Freundesgruppe handelt es sich um einen im Februar 1995 
gegründeten informellen Zusammenschluß westlicher Staaten (gegen- 
wärtig: Niederlande, USA, Italien, Kanada, Norwegen und Großbritan- 
nien) zur Unterstützung der IGADD-Friedensbemühungen im Südsudan. 
Ziel der IGADD-Freunde ist es, sich um internationalen Beistand für die 
IGADD-Parteien zu bemühen und Druck auf die sudanesischen Konflikt- 
parteien auszuüben, damit eine friedhche Lösung erreicht werden kann. 
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Die Gruppe steht grundsätzlich weiteren Ländern offen, wobei aber insbe- 
sondere an den Beitritt eines arabischen Landes gedacht wird. Aus dem 
den Vorsitz führenden niederländischen Außenministerium verlautete auf 
eine deutsche Anfrage, daß man derzeit keine Erweiterung der Freundes- 
gruppe um westliche Staaten wünsche. Holland werde die EU-Partner 
aber laufend und vollständig unterrichten. 

Deutschland wurde bislang umfassend über die Aktivitäten der Gruppe 
informiert (Treffen der Gruppe im Februar, April, Mai und Oktober sowie 
Reisen des niederländischen Gruppenvorsitzes in die Region im Juni und 
Oktober 1995). Diskutiert wurden verschiedene Möglichkeiten, den 
IGADD-Friedensprozeß zu unterstützen (Monitoring eines Waffenstill- 
standes, Shuttle-Diplomatie, Unterstützung des IG ADD -Sekretariats). 

Khartoum „toleriert" die Freundesgruppe, sieht aber darin auch eine 
unerwünschte Internationalisierung des Konflikts. Das politische Schick- 
sal der Gruppe ist eng mit der politischen Zukunft der Sudan-Initiative von 
IG ADD verbunden. 

Im Rahmen einer von der UNESCO organisierten Seminarreihe zum 
Thema „Kultur des Friedens" fand Ende September 1995 eine auf wenige 
Teilnehmer beschränkte Konferenz in Barcelona statt, die sich mit der 
Lage im Sudan befaßte. Erörtert wurden vor allem Möglichkeiten, den 
Bürgerkrieg zu beenden und die politische Zukunft des Landes zu gestal- 
ten. In einer Schlußdeklaration wurde erklärt, daß der Barcelona-Dialog 
den Friedensprozeß verstärken soll und in den IGADD-Rahmen eingebet- 
tet ist. 


8. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 


(SPD) 


Welche Auswirkungen hat die Tatsache, daß 
es detaillierte westliche Erkenntnisse über die 
bevorstehende serbische Eroberung von Srebre- 
nica gab, die örtlichen VN-Vertreter aber weder 
diesem Angriff entgegengetreten sind noch die 
Bewohner der Schutzzone verteidigt haben, 
auf die bevorstehende Entscheidung des Bundes- 
kabinetts für eine deutsche Beteiligung an der 
militärischen Absicherung des Waffenstillstands 
in Bosnien-Herzegowina? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 8. November 1995 


Der internationalen Öffentlichkeit, insbesondere den in Bosnien-Herze- 
gowina dislozierten UNPROFOR-Kräften, war zwar vor der Eroberung 
Srebrenicas klar, daß eine serbische Operation bevorstand. Detaillierte 
Kenntnisse über Ablauf, Ziele und insbesondere die Durchführung der 
Operation gab es jedoch nicht. 

Im übrigen besteht nach Auffassung der Bundesregierung kein sachlicher 
Zusammenhang zwischen der Rolle der VN bei den Ereignissen um 
Srebrenica und der geplanten militärischen Absicherung des Waffenstül- 
stands in Bosnien-Herzegowina durch eine multinationale Truppe unter 
NATO-Führung. Die Ereignisse um Srebrenica hatten daher keine Aus- 
wirkungen auf die Entscheidung des Bundeskabinetts über eine deutsche 
Beteiligung an der militärischen Absicherung des Waffenstillstands in 
Bosnien-Herzegowina. 
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9. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf den 
Vorschlag von Papst Johannes Paul 11. in seiner 
Rede vor den Vereinten Nationen am 5. Oktober 
1995, eine „Charta der Nationen" mit Rechten 
und Pflichten zu schaffen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 10. November 1995 

Reden vor der Generalversammlung sind als Diskussionsbeiträge zu ver- 
stehen. Die Bundesregierung reagiert nicht auf jede einzelne dieser Äuße- 
rungen. Papst Johannes Paul II. hat am 5. Oktober 1995 vor der General- 
versammlung der Vereinten Nationen eine bedeutende Rede gehalten, 
die mit Sicherheit die weitere Arbeit der Weltorganisation bereichern 
wird. 


10. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Gilt der begrüßenswerte Grundsatz von Staats- 
sekretär Dr. Peter Hartmann (FAZ vom 21. Okto- 
ber 1995) „die Frage eines wirksamen Minder- 
heitenschutzes gehört ganz oben auf die Tages- 
ordnung der internationalen Politik" auch für die 
deutschen Minderheiten in Osteuropa, und wenn 
ja, wie wird die Wirksamkeit dieses Schutzes 
durch die Bundesregierung gewährleistet? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 8. November 1995 

Die Frage des wirksamen Minderheitenschutzes ist weder regional noch 
personal begrenzt. Die Bundesregierung tritt weltweit für den Schutz von 
Minderheiten ein. Sie ist besonders gefordert bei dem Schutz der deut- 
schen Minderheiten. Die Bundesregierung stellt mit Zufriedenheit fest, 
daß die Minderheitenklauseln in unseren Verträgen und gemeinsamen 
Erklärungen sich bewähren und durch das Gespräch mit den jeweiligen 
Regierungen in Osteuropa und Zentralasien eine kontinuierliche Ver- 
besserung der Lage erreicht werden konnte. 

In diesem Zusammenhang ist insbesondere auch auf die Arbeit der bilate- 
ralen Regierungskommissionen mit einer Reihe von Staaten hinzuweisen, 
die sich der Probleme der deutschen Minderheiten annehmen. Die Bun- 
desregierung strebt weitere bilaterale Abkommen zum Schutz deutscher 
Minderheiten an, u. a. mit Kasachstan, Kirgisistan und Usbekistan. Die 
Verhandlungen mit Kasachstan laufen zur Zeit. 

Die Bundesregierung mißt auch dem Rahmenübereinkommen des Euro- 
parats zum Schutz nationaler Minderheiten besondere Bedeutung für den 
Schutz der deutschen Minderheiten bei. Sie hat an der Entwicklung dieses 
ersten völkerrechtlich verbindlichen Instruments zum europäischen Min- 
derheitenschutz engagiert mitgearbeitet. 


11. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Maleuda 

(PDS) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß entgegen 
den VN-Handelssanktionen Himbeeren, Kir- 
schen und Brombeeren aus Serbien und Monte- 
negro in die EU eingeführt wurden, und was 
beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um 
die VN- Sanktionen auf diesem Gebiet durchzu- 
setzen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 15. November 1995 

Die Bundesregierung ist unterrichtet, daß in der Vergangenheit in Einzel- 
fällen mit dem Export von Obst und Gemüse aus Serbien-Montenegro in 
die EU und nach Deutschland gegen das durch die Vereinten Nationen 
verhängte Handelsembargo verstoßen wurde. Der Import solcher Waren 
in die EU ist nach Artikel 1 Abs. la der EWG-Verordnung (Nr. 990/93) 
verboten und in Deutschland strafbewehrt nach § 34 Abs. 4 AWG in 
Verbindung mit § 69 h Abs. 1 Nr. 1 AWV. Die zuständigen Staatsanwalt- 
schaften sind allen bekanntgewordenen Verstößen nachgegangen und 
haben bei entsprechender Beweislage Anklage erhoben. 

Die Bundesregierung beteiligt sich im internationalen Rahmen an der 
Durchsetzung der Sanktionen gegen die Bundesrepublik Jugoslawien 
(Serbien-Montenegro) u. a. durch die Bereitstellung von Personal und 
finanzielle Unterstützung der Sanktionsunterstützungsmissionen (Sanc- 
tions Assistance Missions = SAMs). SAMs, die zur Unterstützung bei der 
Überwachung der Einhaltung der Sanktionen an den Grenzstellen einge- 
setzt sind, haben rechtlich keine Möglichkeiten, Warentransporte aufzu- 
halten. Ihre Aufgabe ist es vielmehr, Beobachtungen an die für die Ein- 
haltung der Sanktionen zuständigen internationalen Organisationen 
(vornehmlich den Sanktionsausschuß des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen für das ehemalige Jugoslawien und die EU/OSZE- Verbindungs- 
stelle in Brüssel) und an Regierungen der Zielländer von sanktions widrig 
exportierter Ware weiterzugeben. 

Die Erkenntnisse der Sanktionsunterstützungsmissionen werden über die 
genannte Verbindungsstelle den zuständigen jeweiligen innerstaatlichen 
Ermittlungsbehörden für die Verfolgung von Sanktions vergehen zur Ver- 
fügung gestellt. Die Arbeit der SAMs und die damit verbundene inter- 
nationale Beteiligung bei der Sanktionsdurchsetzung erhöht die Möglich- 
keiten, Erkenntnisse über illegale Lieferungen mit dem Ziel zu erlangen, 
diese zu unterbinden. 


12. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unterneh- 
men, um das Verhältnis zur Tschechischen Repu- 
blik zu vertiefen, um den Prozeß der Aussöhnung 
zwischen unseren beiden Ländern wirksam vor- 
anzubringen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 15. November 1995 

Die deutsch-tschechischen Beziehungen sind gut und breit angelegt. Die 
Zusammenarbeit in den Bereichen Wirtschaft, Kultur, aber auch in der 
Verteidigungspolitik und in internationalen Foren hat sich erfreulich 
entwickelt. 

Im übrigen steht die Bundesregierung seit einigen Monaten mit der tsche- 
chischen Regierung im Gespräch mit dem Ziel, eine gemeinsame politi- 
sche Erklärung der beiden Regierungen auszuarbeiten, die der Aussöh- 
nung zwischen Tschechen und Deutschen zusätzlichen Ausdruck verlei- 
hen soll. 

Die Bundesregierung sieht auch in der von ihr nachdrücklich unterstütz- 
ten Heranführung der Tschechischen Republik an die Europäische Union 
in der Perspektive eines späteren Beitritts einen wichtigen Beitrag zu 
gegenseitigen Annäherung. 
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13. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Sind die bilateralen Einrichtungen geplant, um 
die Begegnungen der Menschen zu fördern, und 
wenn ja, in welchem Rahmen soll das geschehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 15. November 1995 


Neben dem Jugendaustausch sind hier insbesondere die Begegnungsstät- 
ten zu nennen, die in den vergangenen Jahren in der Tschechischen Repu- 
blik mit finanzieller Hilfe des Bundes entstanden sind. Sie sollen Begeg- 
nungen zwischen Tschechen, insbesondere der deutschen Minderheit, 
und Deutschen, gerade auch Sudetendeutschen, ermöglichen. 

Darüber hinaus gibt es auch zahlreiche Begegnungen, die von privater 
Seite organisiert werden. 


14. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung ein deutsch-tschechi- 
sches Jugendwerk, ähnlich wie das deutsch-pol- 
nische Jugendwerk? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 15. November 1995 

Mit der Tschechischen Republik besteht ein Abkommen über den Jugend- 
austausch aus dem Jahre 1990. Nachdem die tschechische Seite statt einer 
von uns vorgeschlagenen Neuregelung dieses Abkommens dafür plädiert 
hat, an dem bestehenden Abkommen festzuhalten, soll auf dieser Grund- 
lage der Jugendaustausch weiterentwickelt werden. Um die Kontakte 
zwischen den deutschen und tschechischen Jugendlichen und Fachkräf- 
ten der Jugendarbeit darüber hinaus zu vertiefen, soll in nächster Zeit eine 
Partnerbörse für deutsche und tschechische freie und öffentliche Träger 
der Jugendarbeit in Regensburg stattfinden. 

Ferner bestehen Überlegungen, zunächst auf deutscher Seite, eine Koor- 
dinierungsstelle für den deutsch-tschechischen Jugendaustausch zu 
schaffen. Diese Koordinierungsstelle soll den Jugendrat beraten, Kontakte 
zwischen tschechischen und deutschen Jugendverbänden herstellen, 
Konzepte für die Zusammenarbeit entwickeln und Hospitations- und 
Sprachkursangebote vermitteln. Auch soll das Zusammenwirken von 
außerschulischer Jugendarbeit und Schüleraustausch sowie die Koordi- 
nierung zwischen Bundes- und Landesförderung verstärkt werden. Hier- 
für sind bereits Gespräche mit den an die Tschechische Republik angren- 
zenden Bundesländern geführt worden. 


15. Abgeordnete 

Erika 

Reinhardt 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung darauf, daß 
309 Kunstwerke der berühmten Sammlung Koe- 
nigs z. Z. unter dem Titel „Fünf Jahrhunderte 
europäische Zeichnung" im Puschkin Museum 
in Moskau ausgestellt werden? 
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Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 9. November 1995 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Teile der sog. Sammlung Koenigs 
zur Zeit im Moskauer Puschkin Museum ausgestellt werden. Mit der Eröff- 
nung der Ausstellung, an der Vertreter unserer Botschaft teilnahmen, setzt 
das Moskauer Puschkin Museum eine Reihe von Ausstellungen kriegs- 
bedingt nach Rußland verbrachter und dort aufbewahrter Kunstwerke 
fort. Die Bundesregierung begrüßt die Tatsache, daß diese Kulturgüter, 
die fast ein halbes Jahrhundert in russischen Depots verborgen waren und 
im Westen teilweise als verschollen galten, jetzt wieder der Wissenschaft 
und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Sofern dabei Rück- 
gabeansprüche aufgrund deutschen Eigentums eine Rolle spielen, hat die 
Bundesregierung gegenüber Rußland klargestellt, daß diese durch Aus- 
stellungen nicht tangiert werden. Weiterhin hat die Bundesregierung eine 
angemessene deutsche Beteiligung an der Ausrichtung solcher Ausstel- 
lungen gefordert, was von russischer Seite auch grundsätzlich zugesagt 
wurde. 


16. Abgeordnete 

Erika 

Reinhardt 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung ferner bekannt, daß 
diese 309 Kunstwerke nach dem Zweiten Welt- 
krieg von der sowjetischen Armee nach Moskau 
gebracht worden sind? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 9. November 1995 


Ja. 


17. Abgeordnete 

Erika 

Reinhardt 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um eine Rückführung der Kunstwerke, 
deren Existenz erst 1992 bekannt wurde, nach 
Deutschland zu gewährleisten? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 9. November 1995 

Die Sammlung Koenigs wurde am 3. Dezember 1940 von dem niederländi- 
schen Unternehmer und Kunstsammler van Benningen an den „Sonder- 
beauftragten Linz", Dr. Hans Posse, verkauft und 1941 in Rotterdam über- 
geben. Die schwierige rechtliche Bewertung dieses Kaufes, die in Abstim- 
mung mit den beteiligten Stellen stattfindet, ist noch nicht abgeschlossen. 


18. Abgeordnete Gibt es diesbezüglich bereits Verhandlungen mit 

Erika den zuständigen russischen Behörden? 

Reinhardt 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 9. November 1995 

Rechtsgrundlagen für die Rückführung kriegsbedingt verbrachter Kultur- 
güter im deutsch-russischen Verhältnis sind Artikel 16 Abs. 2 des 
deutsch-sowjetischen Nachbarschaftsvertrages vom 9. November 1990, 
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der gleichlautende Artikel 15 des deutsch-russischen Kulturabkommens 
vom 16. Februar 1992 sowie allgemeines Völkerrecht. Auf dieser Grund- 
lage wurde in Verhandlungen mit Rußland im Februar 1993 in Dresden 
eine gemeinsame deutsch-russische Rückführungskommission eingerich- 
tet. Im Rahmen dieser gemeinsamen Regierungskommission verhandelt 
die Bundesregierung mit der russischen Regierung über die Rückgabe 
aller in deutschem Eigentum stehenden, kriegsbedingt nach Rußland ver- 
brachten Kulturgüter. 


19. Abgeordneter 

Josef 

Vosen 

(SPD) 


Wenn, wie die Bundesregierung in Beantwortung 
meiner Frage 6 in Drucksaache 13/2645 schreibt, 
„die Entscheidungen in den Sanktionsausschüs- 
sen immer auf Einzelfallbasis" getroffen werden 
und es sich bei Ersatzteilen weder um einen Reex- 
port noch um ein Bartergeschäft handelt, also der 
Verdacht entfällt, damit „die jugoslawische Wirt- 
schaft zu stärken", warum konnte dann im Falle 
der serbischen Firma J. F. L., einer Arzneimittel- 
fabrik und Beteiligungsgesellschaft der Hoechst 
AG, ein seit März 1995 gestellter Ausfuhrantrag 
auf zwei Pneumatik- Zylinder als Ersatzteile für 
eine Pharmaverpackungsmaschine bisher vom 
Sanktionsausschuß der VN nicht positiv beschie- 
den werden? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 10. November 1995 

Der Antrag der in der Frage bezeichneten serbischen Firma auf Lieferung 
von zwei Pnaeumatik- Zylindern als Ersatzteile für eine Pharmaver- 
packungsmaschine wird im Sanktionsausschuß der VN gegenwärtig nicht 
weiterbearbeitet, da er von einem Mitglied des Sanktionsausschusses 
„on hold" gelegt wurde. Als Begründung hierfür wird angegeben, daß die 
genannte serbische Firma unerlaubt Arzneimittel e;xportiere. Die bean- 
tragte Lieferung von Ersatzteilen für eine Verpackungsmaschine diene 
zur Aufrechterhaltung der Produktionskapazität dieser Firma und sei 
daher nicht zulässig. 


20. Abgeordneter Was tut die Bundesregierung angesichts der 

Josef offenbar in naher Zukunft zu erwartenden Auf- 

Vosen hebung des Embargos gegen die Bundesrepublik 

(SPD) Jugoslawien, um die sofortige medizinische Ver- 

sorgung der serbischen Zivilbevölkerung mit der 
notwendigen medizinischen Grundversorgung 
sicherzustellen? 

Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 10. November 1995 

Die Bundesregierung setzt sich im Sanktionsauschuß der VN nachdrück- 
lich für eine schnelle Bearbeitung und Genehmigung aller humanitären 
Anträge zur Versorgung der notleidenden Menschen in der Bundesrepu- 
blik Jugoslawien (Serbien/Montenegro) ein. 

Der Bundesregierung liegen gegenwärtig keine Anträge auf medizinische 
Versorgung vor, die aus Mitteln der humanitären Soforthilfe finanziert 
werden könnten. 
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21. Abgeordneter 

Peter 

Zumkley 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich an inter- 
nationalen und/oder bilateralen Minenräum- 
aktionen zu beteiligen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 9. November 1995 


Die Bundesregierung hat bereits seit 1994 Minensuch- und -räumaktionen 
in verschiedenen Ländern bilateral unterstützt. Sie beabichtigt, dies auch 
weiterhin im Rahmen ihrer Möghchkeiten zu tun. Indirekt war die Bun- 
desrepublik Deutschland auch an den von der EU dem Treuhandfonds der 
Vereinten Nationen zur Verfügung gestellten Mittel beteiligt. 


22. Abgeordneter 

Peter 

Zumkley 

(SPD) 


Wie hoch sind die von der Bundesregierung 
vorgesehenen Mittel für die Unterstützung inter- 
nationaler und bilateraler Minenräumaktionen 
im Zeitraum 1996 bis 1998? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 9. November 1995 


Das Auswärtige Amt wird im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel 
aus dem Sonderfonds der Ausstattungshilfe für den Zeitraum 1995 bis 
1998 10 Mio. DM für bilaterale Minenräummaßnahmen zur Verfügung 
stellen. Hierbei erfolgt eine enge Abstimmung mit den von den Vereinten 
Nationen finanzierten Maßnahmen. 


23. Abgeordneter 

Peter 

Zumkley 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die bisher vorge- 
sehenen Mittel zu erhöhen, und wenn ja, um wie- 
viel? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 9. November 1995 


Ob und ggf. wieviel Mittel über die in Antwort auf Frage 22 genannten 
hinaus noch zusätzlich zur Verfügung stehen, hängt von einem entspre- 
chenden Beschluß des Deutschen Bundestages über den Haushalt 1996 
ab. Trotz der bekannten schwierigen haushaltspolitischen Situation hat 
der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages in seiner Bereini- 
gungssitzung am 26. Oktober 1995 eine Aufstockung der für die bilatera- 
len Minenräummaßnahmen vorgesehenen Mittel um 10 Mio. DM für das 
Jahr 1996 beschlossen. 


24. Abgeordneter 

Peter 

Zumkley 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Forschung und 
Entwicklung mit dem Ziel zu fördern, wirksamere 
und kostensparende Techniken/Geräte als bisher 
verfügbar für Minenaufklärung und Minen- 
räumung zu erhalten? 
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Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 9. November 1995 

Die Bundesregierung erachtet es derzeit für sinnvoller, Überlegungen zur 
Forschung und Entwicklung von wirksameren und kostensparenden 
Minenaufklärungs- bzw, Minenräumtechniken im europäischen bzw. 
internationalen Rahmen anzustellen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


25. Abgeordneter 

Heinz Dieter 
Eßmann 

(CDU/CSU) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
der Auffassung des polnischen Außenministers 
Prof. Dr, Wladyslaw Bartoszewski ein, daß das 
deutsche Staatsangehörigkeitsrecht die beider- 
seitigen Beziehungen belaste, nachdem polni- 
sches und deutsches Staatsangehörigkeitsrecht 
- wie übrigens die meisten Staatsangehörigkeits- 
rechte in Europa - vom „ius sanguines" ausgehen 
und damit die Eltern ihre Staatsangehörigkeit 
ihren Kindern vermitteln (FAZ vom 30. Oktober 
1995)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Eckart Werthebach 
vom 14. November 1995 


Die Bundesregierung hat aus ihren Gesprächen mit der polnischen Regie- 
rung nicht den Eindruck, daß sich aus dem derzeitigen deutschen Staats- 
angehörigkeitsrecht eine Belastung der deutsch- polnischen Beziehungen 
ergibt. In beiden Rechtsordnungen gilt das Abstammungsprinzip, und 
demgemäß erwerben Kinder eines Elternteils, der neben der polnischen 
auch noch die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, durch Geburt beide 
Staatsangehörigkeiten. Umgekehrt gilt dies nach polnischem Recht aber 
auch für die hier lebenden deutsch-polnischen Doppelstaater. 

Die polnische Seite hat ihr Interesse daran bekundet, daß langfristig die im 
Asylkompromiß der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der SPD am 
6, Dezember 1992 vereinbarte Begrenzung der automatischen Vererbbar- 
keit der deutschen Staatsangehörigkeit bei fehlendem Inlandsbezug reali- 
siert wird, wie dies im Rahmen der Überlegungen für eine umfassende 
Neuregelung des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts vorgesehen ist. 


26. Abgeordneter 

Dr. Olaf 

Feldmann 

(F.D.P.) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, bei 
der Grenzabfertigung an der deutsch-polnischen 
Grenze für die nach Deutschland einreisenden 
Busse Abhilfe bei den z. Z. - nach Mitteilung 
der zuständigen Busverbände - unzumutbaren 
Wartezeiten zu schaffen, und wenn ja, welche 
Möglichkeiten sind kurzfristig realisierbar? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 13. November 1995 

Nach dem Inkrafttreten des Schengener Durchführungsübereinkommens 
erfolgen die Kontrollen an den Außengrenzen der Vertragsparteien auf 
der Grundlage eines einheitlichen Kontrollstandards. Seit der Umstellung 
auf das neue Kontrollregime unterliegen alle Reisenden an den Außen- 
grenzen einer Mindestkontrolle, nicht gemeinschaftsrechtlich Begün- 
stigte einer eingehenden Kontrolle. 

Trotz umfangreicher personeller und materieller Verstärkungsmaß- 
nahmen und flexibler Ausschöpfung der Kontrollockerungsmöglichkeiten 
nach dem Schengener Handbuch können die an den stark frequentierten 
Grenzübergängen zu Polen zu verzeichnenden Wartezeiten zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt nicht vollständig vermieden werden. Dies hegt insbe- 
sondere in der immensen Steigerung des grenzüberschreitenden Indivi- 
dualverkehrs, in Verzögerungen beim Bau von Gemeinschaftsanlagen auf 
polnischem Gebiet sowie in der noch bestehenden räumlichen Enge an 
vielen Grenzübergängen. 

Eine weitere Beschleunigung des Verkehrsflusses könnte dadurch 
erreicht werden, daß die polnischen Grenzbehörden einer getrennten 
Abfertigung von gemeinschaftsrechtlich Begünstigten einerseits und 
Drittau Ständern andererseits zustimmen würden. Alle Anstrengungen der 
deutschen Seite, eine Kanalisierung der Reiseströme in diesem Sinne zu 
erreichen, blieben bisher jedoch ohne Erfolg. Die polnische Seite strebt bei 
Einführung des Zwei-Spuren-Systems an, daß ihre Staatsangehörigen 
ebenfalls die „Schnellspur" der gemeinschaftsrechthch Begünstigten 
nutzen dürfen. Dies läßt allerdings das Schengener Durchführungs- 
übereinkommen nicht zu. 

Die Bundesregierung wird auch künftig in der deutsch-polnischen 
Zusammenarbeit alle Möglichkeiten nutzen, um weitere Verbesserungen 
zu erreichen, insbesondere auch beim Ausbau des grenzüberschreitenden 
Verkehrswegenetzes. 


27. Abgeordneter 

Dr. Bernd 
Klaußner 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung im Hinblick 
auf fortwährende kriminelle Aktivitäten rumäni- 
scher Staatsangehöriger auf die Forderung des 
Polizeipräsidenten der Stadt Chemnitz, die Bun- 
desregierung möge auf die rumänische Regie- 
rung einwirken und die finanzielle Unterstützung 
aussetzen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 16. November 1995 

Die grenzüberschreitende Kriminalität mit hohem Organisationsgrad hat 
in ganz Europa nicht nur im Hinblick auf Straftäter aus Rumänien erheb- 
hch an Bedeutung gewonnen. Diese internationale Kriminalität kann nur 
in enger polizeilicher Zusammenarbeit aller Staaten in Europa bekämpft 
werden. Diese Zusammenarbeit zu fördern und zu stärken ist ein priori- 
täres Ziel der Bundesregierung. Sie hat hierzu ein Bündel von Maßnah- 
men zur Kooperation ergriffen. 

In der konkreten Zusammenarbeit bei den Ermittlungen gegen grenz- 
überschreitend tätig werdende Straftäter setzt die Bundesregierung auf 
das Konzept der „Vorfeldbekämpfungsstrategie", zu der der schnelle 
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Informationsaustausch zwischen den Polizeien und dem Grenzschutz, die 
Entsendung von Verbindungsbeamten des Bundeskriminalamtes (BKA) 
in das Partnerland und die polizeiliche Ausstattungshilfe gehören. Der 
Abschluß von Regierungsabkommen über die Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität und anderer schwerer Straf- 
taten schafft für diese Zusammenarbeit die völkerrechtliche Grundlage. 
Die Verhandlungen zum Abschluß eines solchen Regierungsabkommens 
mit der Republik Rumänien sind auf Fachebene erfolgreich abgeschlos- 
sen. Die Entsendung eines Verbindungsbeamten des BKA nach Bukarest 
ist in die Planung auf genommen. Rumänien wurde - erstmals - in das 
Programm der polizeilichen Ausstattungshilfe des Bundes 1996 bis 1998 
aufgenommen. 

Da die Bekämpfung von grenzüberschreitend tätig werdenden rumäni- 
schen Tätergruppen nur in der Zusammenarbeit mit der rumänischen Poli- 
zei und den Polizeien der Transitstaaten Polen, Ungarn, Slowakische 
Republik und Tschechische Republik erfolgversprechend ist, wird die 
Bundesregierung die begonnenen Schritte zur Intensivierung der polizei- 
lichen Zusammenarbeit in dieser Region konsequent weiterführen. 


28. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung den Bericht des Rot- 
terdamer „NRC Handelsblad" vom 7. November 
1995 bestätigen, wonach Ermittler des Bundes- 
kriminalamtes 1991/92 30 t Cannabis per Schiff 
aus Pakistan in die Niederlande geschafft haben 
sowie auch in weiteren Fällen „über Jahre hin- 
weg" zusammen mit US-amerikanischen und 
niederländischen Fahndern Drogen auf dem nie- 
derländischen Schwarzmarkt angeboten haben 
bzw. haben anbieten lassen, und welche Informa- 
tionen kann die Bundesregierung über die Ein- 
zelheiten vergleichbarer Drogenimporte und 
-angebote unter Mitwirkung deutscher Sicher- 
heitsbehörden während der letzten fünf Jahre 
geben (betroffene Ein- und Ausfuhrländer, betei- 
hgte Sicherheitsbehörden, Art und Menge der 
beförderten und angebotenen Drogen usw.)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 16. November 1995 


Vorbemerkung 

Das Bundeskriminalamt führt, wie auch andere nationale und auslän- 
dische Strafverfolgungsbehörden, im Rahmen eigener Ermittlungsverfah- 
ren „Kontrollierte Transporte" als wirksame und gängige kriminaltakti- 
sche Maßnahme im Kampf gegen den internationalen organisierten 
Rauschgifthandel durch. Daneben wird das BKA als Koordinierungsstelle 
bei „Kontrolherten Transporten” der Länderdienststellen sowie auslän- 
discher Strafverfolgungsbehörden tätig, sofern ein Bezug zur Bundes- 
republik Deutschland gegeben ist. 

Bei der Durchführung eines „Kontrollierten Transports" finden sowohl die 
„Single Convention" (Einheits-Übereinkommen der Vereinten Nationen 
von 1961 über Suchtstoffe i. d. F. vom 8. August 1975), die „Convention on 
psychotropic substances" (Übereinkommen der Vereinten Nationen von 
1971 über psychotrope Substanzen i. d. F. vom 21. Februar 1971) als auch 
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das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen den unerlaubten Ver- 
kehr mit Suchtstoffen und psychotropen Substanzen vom 19. Dezember 
1988, das in Artikel 11 explizit Aussagen zur „Kontrollierten Lieferung" 
trifft, Anwendung. 

Die vom BKA durchgeführten „Kontrollierten Transporte" finden jeweils 
in Abstimmung aller beteiligten nationalen und ausländischen Behörden 
und unter vorheriger Genehmigung der betroffenen Justizbehörden im In- 
und Ausland statt. Dies geschieht unter Beachtung der internationalen 
und nationalen Rechtsnormen. In der Bundesrepublik Deutschland regeln 
die Nummern 29 a bis 29 d RiStBV (Richtlinien für das Straf- und das 
Bußgeldverfahren) den „Kontrolherten Transport". 

Die materielle und personelle Unterstützung bei „Kontrollierten Lieferun- 
gen" im Rahmen der internationalen operativen Zusammenarbeit ist 
zudem als adäquates Mittel der Rauschgiftbekämpfung im Nationalen 
Rauschgiftbekämpfungsplan der Bundesregierung aus dem Jahre 1990 
fixiert (Nummer 3.1.4 - Verbesserung der internationalen operativen 
Zusammenarbeit) . 

Zu Frage 28 

Der in der niederländischen Presse veröffentliche Bericht wird insoweit 
bestätigt, als das BKA im Jahre 1992 in Zusammenarbeit mit den nieder- 
ländischen Behörden einen „Kontrollierten Transport" in einer Größen- 
ordnung von 31t Haschisch über die Bundesrepublik Deutschland in die 
Niederlande durchgeführt hat. Der „Kontrollierte Transport" fand in 
Abstimmung mit den beteihgten nationalen und ausländischen Behörden 
und unter vorheriger Genehmigung aller betroffenen Justizbehörden 
statt. In Deutschland war das Verfahren bei der Staatsanwaltschaft Traun- 
stein anhängig. 

In den Niederlanden wurden im Zuge des „Kontrollierten Transports" 
zunächst 13 und später weitere sechs Personen festgenommen und die 
Gesamtmenge an Rauschgift sichergestellt. 

Im Hinblick auf die Bitte um weitere Informationen über Einzelheiten zu 
vergleichbaren kontrollierten Transporten wird darauf hingewiesen, daß 
die Bundesregierung dazu keine Statistik vorhält. Die erbetenen Angaben 
wären nur unter beträchtlichem Aufwand zu erheben. Unter Hinweis auf 
die Vorbemerkung kann jedoch generell ausgeführt werden, daß kon- 
trollierte Lieferungen üblicherweise zwischen Drogenherkunfts-, Transit- 
und Zielländern zumeist mit dem Schwerpunkt Europa erfolgen. Kon- 
trollierte Lieferungen umfassen in der Regel Heroin-, Kokain- oder 
Cannabistransporte, wobei sich die Menge vom Küo- bis in den Tonnen- 
bereich bewegen kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


29. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Wie reagiert die Bundesregierung hinsichthch 
des Abschiebeabkommens mit der Türkischen 
Republik vom 10. März 1995 auf die Tatsache, 
daß das türkische Justizministerium in einem 
Rechtshüfeersuchen via Türkisches Generalkon- 
sulat, eingegangen bei der Staatsanwaltschaft 
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Köln am 31. Oktober 1995, den Schriftsteller A. K. 
(1983 in der Türkei rechtskräftig zum Tode verur- 
teilt, 1989 in die Bundesrepublik Deutschland 
geflüchtet, hier als als Asylbewerber anerkannt) 
als Angeklagten in einem Verfahren wegen 
Beleidigung zu vernehmen wünscht und ihn als 
eine Person bezeichnet, deren dem Antrag beige- 
fügtes Vorstrafenregister in der Türkei keinen 
Eintrag enthält? 


30. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Werden die von der türkischen Regierung bei 
solchen Verfahren gemachten Angaben von der 
Bundesregierung überprüft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 13. November 1995 

Die Bundesregierung vermag einen Zusammenhang zwischen dem 
genannten türkischen Rechtshilfeersuchen und dem deutsch-türkischen 
Schriftwechsel vom 10. März 1995 nicht zu erkennen. Dieser bezieht sich 
vielmehr auf Fälle der Abschiebung türkischer Staatsangehöriger, die sich 
an Straftaten im Zusammenhang mit der PKK und anderen Terrororgani- 
sationen in der Bundesrepublik Deutschland beteiligt haben. 

Das erwähnte Rechtshilfeersuchen, das auf dem vereinbarten Geschäfts- 
weg bei der Staatsanwaltschaft Köln eingegangen ist, wurde von dieser in 
alleiniger Zuständigkeit und ohne Einschaltung der Bundesregierung 
erledigt. Das Verfahren entspricht den für den deutsch-türkischen Rechts- 
hüfe verkehr in Strafsachen maßgeblichen Regelungen. Ledighch in 
bestimmten Fällen besonderer Bedeutung ist die Bundesregierung zu 
beteiligen. Diese hat dann im Rahmen des Rechtshüfeverfahrens aus- 
schließlich über die Bewilligung der Rechtshilfe zu entscheiden. In diesem 
Rahmen werden alle relevanten Aspekte überprüft. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


31. Abgeordneter Wie hoch war das Aufkommen an Lohnsteuer in 

Dieter den einzelnen Monaten der Jahre 1994 und 1995? 

Grasedieck 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 15. November 1995 

Die gewünschten Angaben sind in der nachstehenden Übersicht zusam- 
mengestellt: 
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Kassenmäßige Einnahmen aus der Lohnsteuer (Mrd. DM) 


Monat 

1994 

1995 

Gebiet 
der alten 
Länder 

Gebiet 
der neuen 
Länder 

Gebiet 
der alten 
Länder 

Gebiet 
der neuen 
Länder 

Januar 

20,8 

2,0 

23,5 

2,4 

Februar 

17,1 

1,7 

17,4 

1,9 

März 

17,4 

1,7 

18,1 

1,9 

April 

18,0 

1,8 

18,2 

2,0 

Mai 

18,1 

1,8 

19,3 

2,0 

Juni 

19,3 

1,9 

20,3 

2,1 

Juli 

20,9 

2,0 

22,5 

2,3 

August 

19,5 

2,0 

20,9 

2,4 

September 

18,3 

1,9 

19,2 

2,2 

Oktober 

18,3 

2,0 



November 

18,1 

2,1 



Dezember 

36,1 

3,7 




32. Abgeordneter 

Dieter 

Grasedieck 

(SPD) 


Ist ein steuerneutraler Anteilstausch nach dem 
Tauschgutachten des Bundesfinanzhofs aus dem 
Jahre 1958 nach Auffassung der Bundesregie- 
rung auch dann möglich, wenn eine wesentliche 
Beteihgung oder eine mehr als 50%ige Beteih- 
gung gegen eine nicht wesenthche Beteihgung 
getauscht wird, oder spielt für die Bewertung der 
vom Bundesfinanzhof geforderten Funktions- 
gleichheit und Gleichartigkeit der Umfang der 
Beteiligung keine Rolle? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 15. November 1995 

Nach den Grundsätzen des Tauschgutachtens des Bundesfinanzhofs ist 
beim Tausch von Kapitalanteilen von einer - steuererhöhenden - Gewinn- 
verwirklichung abzusehen, wenn die hingegebenen und die erhaltenen 
Kapitalanteile bei wirtschaftlicher Betrachtung wert-, art- und funktions- 
gleich sind. Die Art- und Funktionsgleichheit der Anteile ist nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu prüfen. Nach Auffassung der 
Bundesregierung ist diese Gleichheit in der Regel anzunehmen, wenn u. a. 
vor und nach dem Tausch eine in etwa gleiche Beteiligungsquote an der 
Kapitalgesellschaft besteht bzw. eine in etwa gleich große Einflußnahme 
auf die geschäftlichen Belange des Unternehmens, an dem im Wege des 
Anteil stauschs Ariteile erworben wurden, möglich ist; entscheidend ist 
das Gesamtbild. 
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33. Abgeordneter 

Dieter 

Grasedieck 

(SPD) 


Ist nach Auffassung ' der Bundesregierung bei 
einer Kapitalgesellschaft, die eigene Anteile 
gegen Anteile an einer anderen Gesellschaft ein- 
tauscht, ein steuerneutraler Anteilstausch gemäß 
dem Tauschgutachten wegen fehlender Funk- 
tionsgleichheit und Gleichartigkeit grundsätzlich 
ausgeschlossen, oder spielt es bei der Beurteilung 
dieses Vorgangs eine Rolle, ob es sich um bereits 
bestehende alte Anteile oder um z. B. durch eine 
Kapitalerhöhung geschaffene neue Anteile han- 
delt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 15. November 1995 

Die Anwendung des § 22 Abs. 1 Satz 2 bzw. des § 23 Abs. 4 des Umwand- 
lungssteuergesetzes setzt voraus, daß „neue Anteile" gewährt werden, 
dagegen ist dies bei der Anwendung des Tauschgutachtens nach Auffas- 
sung der Bundesregierung nicht erforderlich. 


34. Abgeordneter 

Dr. Karlheinz 
Guttmacher 

(F.D.P.) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, da im 
Jahressteuergesetz 1996 in Artikel 1 § 9 die steu- 
erliche Abzugsfähigkeit bei Vorliegen einer dop- 
pelten Haushaltsführung auf nunmehr insgesamt 
zwei Jahren begrenzt ist, jedoch für Fälle, bei 
denen eine doppelte Haushaltsführung bereits in 
den Jahren 1994 und 1995 anerkannt wurde bzw. 
wird (Altfälle) im Gesetz keine besondere Rege- 
lung getroffen worden ist, daß auch Altfälle ab 
1996 noch zwei (weitere) Jahre die doppelte 
Haushaltsführung steuerlich in Abzug bringen 
können, und falls nein, aus welcher rechtlichen 
Grundlage ergibt sich die Rechtmäßigkeit eines 
Ausschlusses für Altfälle? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 15. November 1995 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß die bei einer beruflich 
veranlaßten doppelten Haushaltsführung durch das Jahressteuergesetz 
1996 geregelte Zweijahresfrist für Altfälle erst am 1. Januar 1996 zu laufen 
beginnt. Denn in § 52 Abs. 11a des Einkommensteuergesetzes ist 
ausdrücklich vorgeschrieben worden, daß die zeitliche Begrenzung auf 
zwei Jahre auch für Fälle einer bereits vor dem 1. Januar 1996 bestehen- 
den doppelten Haushaltsführung gilt. 

Soweit die Beschäftigung an einem Arbeitsort zunächst als Dienstreise zu 
behandeln ist, beginnt die Zweijahresfrist erst mit der Beendigung der 
Dienstreise. 


35. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Ist ein steuerneutraler Tausch von Anteilen 
gemäß dem Tauschgutachten des Bundesfinanz- 
hofs aus dem Jahre 1958 nach Auffassung der 
Bundesregierung auch dann möglich, wenn über 
einen Spitzenausgleich hinaus in erheblichem 
Umfang eine Zuzahlung erfolgt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 15. November 1995 

Tauscht ein Steuerpflichtiger Anteile an Kaptialgesellschaften (Kapitalan- 
teile), die zu seinem Betriebsvermögen gehören, indem er Kapitalanteile 
hingibt und dafür andere erhält, steht dies der Veräußerung der hingege- 
benen und dem Erwerb der erhaltenen Kapitalanteile steuerlich gleich. 
Die Veräußerung führt grundsätzlich zur Aufdeckung der im Buchwert 
der hingegebenen Kapitalanteile enthaltenen stillen Reserven. Diese 
Grundsätze gelten beim Tausch einer im Privatvermögen gehaltenen 
wesentlichen Beteiligung im Sinne des § 17 des Einkommensteuergeset- 
zes entsprechend. 

In den Fällen der Einbringung von Kapitalanteilen in eine andere Kapital- 
gesellschaft gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten kann die 
Gewinnverwirklichung nach den Regelungen des § 20 Abs. 1 Satz 2 bzw. 
des § 23 Abs. 4 des Umwandlungsteuergesetzes oder durch die Anwen- 
dung der Grundsätze des sog. Tauschgutachtens des Bundesfinanzhofs 
vom 16. Dezember 1958 (BStBl 1959 III S. 30) vermieden werden. Das 
Tauschgutachten findet nur Anwendung, soweit der Anteilstausch nicht 
die Voraussetzungen des § 20 Abs. 1 Satz 2 oder des § 23 Abs. 4 des 
Umwandlungsteuergesetzes erfüllt. 

Nach den Grundsätzen des Tauschgutachtens führt ein Tausch nicht zu 
einer - steuererhöhenden - Gewinnverwirklichung, wenn die hingegebe- 
nen und die erhaltenen Kapitalanteile bei wirtschaftlicher Betrachtung 
wert-, art- und funktionsgleich sind. Wertgleichheit liegt vor, wenn sich 
der gemeine Wert der hingegebenen und erhaltenen Kapitalanteile vor 
und nach dem Tausch entsprechen. Wird neben den eingetauschten An- 
teilen eine Barzahlung geleistet, so ist die Wertgleichheit der hingebenen 
und der erhaltenen Kapitalanteile nur zu bejahen, wenn es sich bei der 
Zuzahlung lediglich um einen Spitzenausgleich handelt. Ein Spitzenaus- 
gleich ist nach Auffassung der Bundesregierung nur anzunehmen, soweit 
ein Wertausgleich nicht mehr durch Überlassung weiterer Anteile erfol- 
gen kann. 


36. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


In wie vielen Einzelfällen ist das Bundesministe- 
rium der Finanzen in den letzten fünf Jahren mit 
der Anwendung des Tauschgutachtens befaßt 
worden, und ist es üblich, daß das Bundesministe- 
rium der Finanzen ab einer bestimmten Größen- 
ordnung von derartigen Fällen unterrichtet wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 15. November 1995 

Die vorgenannten Grundsätze sind von den insoweit zuständigen Finanz- 
behörden der Länder bei der Durchführung der Steuerveranlagungen im 
Einzelfall zu beachten, ohne das es einer Unterrichtung der Bundesregie- 
rung bedarf. 


37. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Wie sieht die Ausgabenliste des Bundesministe- 
riums der Finanzen (Drucksache 12/8372, S. 24 ff.) 
nach heutigem Beratungsstand für 1995 und 1996 
sowie für die weiteren Jahre der mittelfristigen 
Finanzplanung aus? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 10. November 1995 

Aktualisierte Übersichten zu den öffentlichen Finanztransfers und zu den 
Ausgaben im Bundeshaushalt für die neuen Länder bis einschließlich 1996 
finden Sie in den nachstehenden Tabellen. Die Ergebnisse der Beratun- 
gen des Bundeshaushalts 1996 im Deutschen Bundestag sind hierbei 
berücksichtigt. Für die Jahre ab 1997 liegen keine Berechnungen vor. 


Tabelle 1 

Öffentliche Finanztransfers für Ostdeutschland 
(einschließlich Sozialversicherungen) 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 


- Mrd. DM - 

I. Bruttotransfers 







Bundeshaushalt 

75 

88 

114 

114 

146 

133 

Fonds „Deutsche Einheit"^) 

31 

24 

15 

5 



EG3) 

4 

5 

5 

6 

7 

7 

Rentenversicherung"^) 


5 

9 

12 

16 

15 

Bundesanstalt für Arbeit^) 

24 

39 

39 

27 

23 

20 

Länder/Gemeinden West ®) 

5 

5 

10 

14 

10 

10 

Gesamt^) . 

139 

152 

168 

168 

194 

181 

II. Rückflüsse 







Steuermehr- 
einnahmen Bund^) 

31 

35 

37 

41 

43 

48 

Verwaltungs- 
mehreinnahmen Bund 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

Gesamt 

33 

37 

39 

43 

45 

50 

III. Netto transf er ^) 

(Differenz I und II) 

106 

115 

129 

125 

149 

131 

IV. Nettotransfer Bund 
(Differenz I, Pos. 1 und 2) 

42 

51 

75 

71 

101 

83 


Erläuterungen: 

Zahlungen an die Länder und Gemeinden Ost sowie sonstige Ausgaben des Bundes in den 
neuen Ländern; ab 1995 auch Steuerverzichte des Bundes aufgrund Neuregelung des 
Finanzausgleichs; ab 1996 auch Steuermindereinnahmen aus Neuregelung des Familien- 
leistungsausgleichs ; ab 1996 Angaben geschätzt. 

2) Kreditfinanzierte Leistung, also ohne die Zuschüsse von Bund und Ländern, um Doppelzäh- 
lungen zu vermeiden. 

Wegen der unzureichenden Datenlage nur grobe Schätzung möghch. 

Ohne Bundeszuschüsse, um Doppelzählungen zu vermeiden. 

Gesamtdefizit Ost (einschl. Bundeszuschuß); 1995 und 1996: Schätzung. 

Bis 1994 einschl. Mindereinnahmen aus horizontaler USt- Verteilung nach Einwohnern 
gegenüber der ursprünghch im Einigungsvertrag vorgesehenen Stufenregelung sowie Zu- 
schuß zum Fonds „Deutsche Einheit"; ab 1995 im wesentlichen Neuregelung des Finanz- 
ausgleichs. 

Ohne Doppelzählung des Bundeszuschusses zur BA (vgl. Nummer 5); Leistungen für die 
neuen Länder sind darüber hinaus die Steuermindereinnahmen beim Bund und den alten 
Ländern aufgrund der Steuervergünstigungen für Ostdeutschland. 

®) Grobe Schätzung mit erheblichen Unwägbarkeiten; 1996 einschl. Auswirkungen des 
Jahressteuergesetzes ohne Systemumstellung beim Kindergeld (Kindergeld ist in der Pos. 
„Bundeshaushalt" berücksichtigt). 

®) Von den Transferleistungen zu unterscheiden sind die finanziellen Gesamtbelastungen der 
öffenthchen Haushalte aus der Vereinigung. Dazu gehören neben den Transfers z. B. eini- 
gungsbedingte Zinsaufwendungen, Zinserstattungen an den Fonds „Deutsche Einheit", 
den Kreditabwicklungs- bzw. Erblastentilgungsfonds sowie die Zahlungen für die Truppen 
der Westgruppe. 

In einer Belastungsrechnung wären einigungsinduzierte Steuermehreinnahmen im Westen 
und der Abbau teilungsbedingter Ausgaben gegenzurechnen. 

Mit wachsendem zeitlichen Abstand lassen sich diese Effekte nicht mehr quantifizieren. 
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Tabelle 2 

Ausgaben des Bundes für die neuen Länder (Mrd. DM) 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 


(Ist) 

(Ist) 

(Ist) 

(Ist) 

(Soll) 

(Soll) 

1. Zahlungen an die 







Länder-ZGemeinde- 

haushalte 







Kommunale Inv.Z 

IFG Aufbau Ost 

5,3 


1,5 


6,6 

6,6 

Gemeinschaftsaufgabe 
„Wirtschaft" * 

2,0 

2,7 

3,7 

3,2 

3,8 

3,2 

Gemeinschaftsaufgabe 







„Agrar" * 

0,5 

1,0 

1,0 

1,0 

1,0 

0,9 

Kommunaler Straßen- 
bau/ÖPNV 

1,8 

3,1 

1,8 

1,7 

1,5 

1,5 

Städtebau 

0,8 

0,4 

0,4 

0,5 

0,7 

0,7 

Sozialer Wohnungsbau 

0,7 

1,4 

0,5 

0,5 

0,7 

0,8 

Hochschulbau/ 

Hochschulerneuerung 

0,4 

0,7 

0,7 

0,7 

0,6 

0,7 

Zinshilfe Altschulden 
Wohnungsbau 




1,3 

1,5 


Finanzhilfen Pflege- 
einrichtungen Ost 





0,8 

0,8 

Förderung kultureller 
Infrastruktur 

1,1 

0,6 

0,6 




Wohngeld 

0,4 

1,7 

1,3 

0,9 

1,0 

0,8 

BAföG 

0,5 

0,6 

0,5 

0,3 

0,5 

0,4 

Kriegsopferfürsorge 

0,1 

0,1 

0,1 

0,2 

0,1 

0,2 

Kindergeld Landes-/ 
Gemeindebedarf 

0,4 

0,6 

0,8 

1,1 

1,0 


FDE (Zuschuß Bund) 

4,0 

9,9 

14,2 

19,5 



Sonstiges 

3,0 

1,9 

1,1 

1,2 

1,1 

1,0 

Zwischensumme 

21,0 

24,7 

28,2 

32,1 

20,9 

17,6 

2. Leistungen an 







die Bevölkerung 

Kriegsopferversorgung 

0,3 

1,0 

1,6 

1,2 

1,7 

1,6 

Arbeitslosenhilfe/ 
ABM/u. ä. 

2,8 

4,7 

4,5 

5,5 

6,7 

5,2 

Zuschuß an die BA 

5,9 

8,9 

24,4 

10,2 

8,0 

4,3 

Vorruhestands-/ 

Altersübergangsgeld 

5,7 

5,1 

5,0 

7,2 

7,2 

5,0 

Sozialversicherung 

9,5 

10,2 

11,0 

13,4 

15,0 

16,1 

Erziehungsgeld 

0,6 

0,7 

0,7 

0,8 

1,0 

0,8 

Kindergeld (o. Landes-/ 
Gemeindebedarf) 

5,3 

5,1 

3,4 

3,4 

4,1 

0,1 

Zwischensumme 

30,1 

35,7 

50,6 

41,7 

43,7 

33,1 


* Ohne EG-Rückflüsse 
* * Positionen sind grob geschätzt 
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1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 


(Ist) 

(Ist) 

(Ist) 

(Ist) 

(Soll) 

(Soll) 

3. Sonstige Aufgaben 







des Bundes 







Bundeswasserstraßen 

0,4 

0,4 

0,3 

0,3 

0,7 

0,7 

Straßenbauplan 

2,1 

4,0 

3,2 

3,7 

4,6 

4,4 

Eisenbahnen 

7,7 

9,5 

10,1 

15,0 

14,6 

10,9 

Leistungen nach RegG 
für SPNV (Einnahme- 
minderung) 






2,6 

SDAG Wismut 

1,1 

1,1 

0,8 

0,8 

0,6 

0,6 

Bundesvermögens-/ 
Bauangele genheiten 
Eigenkapitalhilfe- 

1,0 

0,9 

0,8 

0,6 

0,8 

0,8 

Programm 

0,2 

0,5 

0,7 

0,9 

1,2 

1,3 

Gasölverbilligung 
Forschung und 
Technologie 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

(früheres BMFT, BMWi) 
KfW-/ERP-Programme 

0,6 

1,4 

1,8 

2,0 

2,0 

2,1 

(Zinszuschuß) 

Treuhand- 



0,4 

1,0 

1,4 

2,0 

Nachfolgegesellschaften 





5,1 

2,8 

Verteidigung 

4,2 

3,2 

4,7 

5,0 

3,7 

3,5 

Zivil dienstleistende 

Wesentliche 

0,4 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

0,3 

Personalausgaben 

0,5 

0,5 

0,7 

0,7 

1,3 

0,6 

Gewährleistungen 


0,2 

3,2 

3,4 

3,0 

2,9 

Bundeshilfe Berlin 
Grunderwerb/ 

1,3 

2,0 

2,5 

1,5 



Baumaßnahmen Berlin 


0,5 

0,5 

0,3 

0,5 

0,7 

Sonstiges 

3,8 

3,2 

4,7 

4,0 

5,7 

4,5** 

Zwischensumme 

23,5 

27,8 

34,8 

39,7 

45,7 

40,9 

Gesamtsumme 

74,6 

88,2 

113,6 

113,5 

110,3 

91,6 

Steuerverzicht 

1995 + 1996 auf- 
grund Neuregelung FA 
Systemumstellung beim 
Kindergeld ab 1996 





35,2 

36,0 

(Einnahmeminderung) 






5,0 

Gesamtsumme 

Bundesleistung 

(gerundet) 

75,0 

88,0 

114,0 

114,0 

146,0 

133,0 


* * Positionen sind grob geschätzt. 


38. Abgeordnete 

Ingrid 

Matthäus- Maier 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unterneh- 
men, um die Verunsicherung bei Steuerpflichti- 
gen mit Kindern auszuräumen, die durch den mit 
der Lohnsteuer karte mitübersandten „Kleinen 
Ratgeber für alle Lohnsteuerzahler" und die darin 
enthaltenen Falschinformationen entstanden 
sind? 
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Wird die Bundesregierung sicherstellen, daß die 
Richtigstellung der Falschinformationen im 
„Kleinen Ratgeber für alle Lohnsteuerzahler" mit 
möglichst geringem finanziellen Aufwand erfol- 
gen wird, z. B. dadurch, daß die entsprechende 
Richtigstellung durch die Arbeitsverwaltung 
bzw. durch die öffentlichen Arbeitgeber erfolgt, 
die die Kindergeldberechtigten ohnehin auf- 
grund der neuen Gesetzeslage anschreiben müs- 
sen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 15. November 1995 

Der „Kleine Ratgeber für alle Lohnsteuerzahler" erscheint seit Jahren 
regelmäßig mit Vorwort und Bild des/der jeweiligen zuständigen Landes- 
finanzministers/Landesfinanzministerin. Druck- und Versandkosten des 
„Kleinen Ratgebers für alle Lohnsteuerzahler" tragen die Länder. Die 
Gemeindebehörden organisieren den Versand. 

Der „Kleine Ratgeber für alle Lohnsteuerzahler", der mit der Lohnsteuer- 
karte 1996 verschickt wurde, enthält keine falschen Informationen. In die- 
sem Heftchen ist ausdrücklich auf das zum Zeitpunkt der Drucklegung 
noch nicht verabschiedete Jahressteuergesetz 1996 hingwiesen worden, 
das - insbesondere durch die SPD - im Vermittlungsver fahren verzögert 
wurde. Außerdem wurde auf im Entwurf zu diesem Gesetz vorgesehene 
Änderungen bei Kindergeld und Kinderfreibetrag verwiesen. 

Wegen der zur Drucklegung fehlenden Entscheidung des Vermittlungs- 
ausschusses wurde gemäß der Absprache und dem Wunsch der Länder 
ein Text verwendet, der der bisher geltenden Rechtslage entsprach. 
Soweit Änderungen durch das Jahressteuergesetz 1996 zu erwarten 
waren, wurden die entsprechenden Texteile gekennzeichnet und aus- 
drücklich unter Vorbehalt gestellt. Einige Finanzminister haben in dem 
der Lohnsteuerkarte 1996 beigefügten „Ratgeber" (z. B. von Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland- Pfalz und Bayern) auch in ihren Vorworten auf die 
zu erwartenden Änderungen durch das Jahressteuergesetz 1996 aufmerk- 
sam gemacht. 

Mit den Ländern war ab gesprochen, daß sie auf die Änderungen, die sich 
für das Informationsheft aus dem Jahressteuergesetz endgültig ergeben, 
durch eine Pressemitteilung hin weisen. Die für die Verwaltung der Lohn- 
steuer zuständigen obersten Finanzbehörden der Länder haben deshalb 
unmittelbar nach Verkündung des Jahressteuer gesetzes 1996 im Bundes- 
gesetzblatt - und damit im zeitlichen Zusammenhang mit der Versendung 
der Lohnsteuerkarten und des Informationsheftes - die sich für die Lohn- 
steuerzahler ergebenden Rechtsänderungen in einer ländereinheitlichen 
Pressemitteilung darge stellt'. 


39. Abgeordnete 

Ingrid 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


40. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Von welchen Institutionen werden nach den 
geltenden EG/EU- Vertragstexten die Entschei- 
dungen getroffen, wenn die Bedarfshöhen sowie 
die Zahlungsverpflichtungen für die „durch das 
einheitliche Geld erzeugten Transferzahlungen 
der reichen bzw. weniger verschuldeten an die 
anderen Gebiete" (vgl. FAZ vom 15. Juli 1995) 
festzulegen sind, und zwar für diejenigen 
Mitgliedstaaten, die in die dritte Stufe der Wirt- 
schafts- und Währungsunion eingetreten sind, 
und für diejenigen Mitgliedstaaten, die nicht in 
die dritte Stufe eingetreten sind? 
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41. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Welche Institutionen werden die Transferzah- 
lungen an die Empfängerländer leisten, und wie 
werden sie z. B. vom Zahlerland Bundesrepublik 
Deutschland aufgebracht und ab geführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 9. November 1995 


Der Eintritt in die dritte Stufe der Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) begründet keine neuen Zahlungsverpflichtun- 
gen von bestimmten Mitgliedstaaten an andere Mitgliedstaaten. Im 
EG-Vertrag gibt es hierzu keinerlei Anspruchsgrundlage. Auch ökono- 
misch besteht in der WWU keine Notwendigkeit für zusätzhche Transfer- 
zahlurigen von bestimmten Mitgliedstaaten an weniger leistungsfähige 
Länder. Die Teilnehmer an der WWU können zwar mit unterschiedhchen 
Produktivitätsniveaus in die Währungsunion ein treten. Diesen stehen 
jedoch entsprechende Kostenvorteile gegenüber, so daß man von einer 
annähernd gleichen Wettbewerbsfähigkeit in den einzelnen Volkswirt- 
schaften ausgehen kann. Auch nach dem Eintritt in die Endstufe werden 
die weniger leistungsfähigen Mitgliedstaaten ihre Kostenvorteile nicht 
aus der Hand geben, um ihre Wettbewerbsfähigkeit und ihre Arbeits- 
plätze zu sichern. 

Auch die Mitghedstaaten, die nicht von Anfang an an der WWU teilneh- 
men, können die Konvergenzkriterien nur durch eine stabilitätsorientierte 
Finanz-, Geld- und Lohnpolitik erfüllen. Finanztransfers anderer 
Mitgliedstaaten oder eine Aufstockung der vorhandenen gemeinschaft- 
hchen Instrumente zur Förderung des wirtschaftlichen Aufholprozesses 
der weniger entwickelten Mitghedstaaten würden deren eigenverant- 
worthche Anstrengungen zur Teilnahme an der WWU eher schwächen. 

Vor diesem Hintergrund erübrigen sich Überlegungen, welche Institutio- 
nen Transferleistungen auszahlen und wie die Bundesrepublik Deutsch- 
land solche Zahlungen zu finanzieren gedenkt. 


42. Abgeordnete 
Halo 
Saibold 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist im Rahmen der Umstrukturierungsmaß- 
nahmen im Bereich der Bundesvermögens- 
verwaltung, die zum 1. Januar 1996 umgesetzt 
werden sollen, der Fortbestand des Bundes- 
vermögensamtes in Passau über den 31. Dezem- 
ber 1995 hinaus gesichert, und falls nicht, welche 
konkreten Fakten und Argumente sprechen 
gegen den Fortbestand des Bunde svermö gens- 
amtes in Passau? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 8. November 1995 


Das Bundesvermögensamt Passau wird mit Wirkung vom 1. Januar 1996 
aufgehoben und zu einer Ortsverwaltung herabgestuft werden. 

Im wesenthchen ist diese Entscheidung durch die allgemein als notwendig 
anerkannte Straffung der Verwaltungsstrukturen („Schlanker Staat"), 
die Größe des Amtes in Passau sowie die Lage im Bezirk und zu den 
Aufgabenschwerpunkten der Bundes Vermögensverwaltung begründet. 
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Das Bundesvermögensamt in Passau ist mit neun Arbeitsgebieten (davon 
drei in Landshut) und 24 Beschäftigten (davon acht in Landshut) eines der 
kleinsten Ämter im gesamten Bundesgebiet. Hinzu kommt der sich mittel- 
fristig abzeichnende Aufgabenrückgang in der Bundes Vermögensverwal- 
tung, verbunden mit der bevorstehenden Einführung der Informations- 
technik, die eine deutlich effizientere Aufgabenerledigung bei größeren 
Verwaltungseinheiten ermöglicht. 

Im Zuge der Organisationsentscheidung ist auch geprüft worden, das 
Bundesvermögensamt Passau um Zuständigkeiten aus anderen Ämtern 
zu erweitern. Im Hinblick auf die geographische Lage im Bezirk und die 
Aufgabenschwerpunkte der Bundesvermögensverwaltung mußte der 
Standort Passau jedoch ausscheiden. 

Durch die vorübergehende Beibehaltung ausgelagerter Arbeitseinheiten 
entsprechend der weiteren Aufgabenentwicklung in Passau wird es mög- 
lich sein, sozialverträgliche Lösungen für die betroffenen Beschäftigten zu 
erreichen. 


43. Abgeordneter 

Bernd 

Scheelen 

(SPD) 


Wie hoch war in den einzelnen Staaten der Euro- 
päischen Union und in den USA, Kanada und 
Japan das Aufkommen der Körperschaftsteuer in 
auf DM umgerechneten Beträgen und im Ver- 
hältnis zum jeweiligen Bruttoinlandsprodukt im 
Jahre 1994 bzw. in einem anderen Jahr, für das 
diese Angaben ermittelt werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 10. November 1995 


Nach den Angaben der OECD beläuft sich das Aufkommen an Körper- 
schaftsteuer in auf DM umgerechneten Beträgen und im Verhältnis zum 
jeweiligen Bruttoinlandsprodukt (BIP) im Jahre 1994 wie folgt: 

Aufkommen an Körperschaftsteuern ^) 

1994 


Staaten 

Körperschaftsteueraufkommen 

in Mio. DM 

in V. H. BIP 

Belgien 

7 741 2) 

2,2 

Dänemark 

4 504 

1,9 

Deutschland 

37 683 

1,1 

Finnland 

2 288 

1,4 

Frankreich 

34 396 

1,6 

Griechenland 

2 284 2) 

2,1 


^) Steuern auf das Einkommen (laufender Gewinn, Veräußerungsgewinne) von 
Körperschaften; einschließlich Steuern der Unterverbände (Provinzen, Einzel- 
staaten, Regionen, Gemeinden usw.), Gewerbeertragsteuern, Sonderertrag- 
steuern 

2 ) 1993 
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Aufkommen an Körperschaftsteuern 
1994 


Staaten 

Körp ers chaftsteuerauf kommen 

in Mio. DM 

inv.H.BIP 

Irland 

2 759 

3,2 

Italien 

64 402 2) 

4,1 

Luxemburg 

1410 

6,4 

Niederlande 

18 152 

3,4 

Österreich 

4 184 

1,3 

Portugal 

3 293 

2,3 

Schweden 

6 859 

2,1 

Spanien 

13 777 

1,8 

Vereinigtes Königreich 

44 961 

2,7 

Japan 

318 410 2) 

4,3 

Kanada 

18 981 

2,2 

USA 

247 167 2) 

2,3 


Steuern auf das Einkommen (laufender Gewinn, Veräußerungsgewinne) von 
Körperschaften einschl. Steuern der Unterverbände (Provinzen, Einzelstaaten, 
Regionen, Gemeinden usw.), Gewerbeertragsteuern, Sonderertragsteuern. 


2) 1993. 

In Deutschland sind die Unternehmen im Unterschied zum Ausland weni- 
ger als körperschaftsteuerpflichtige Kapitalgesellschaften, sondern viel- 
mehr als Personengesellschaften, bei denen die einzelnen Gesellschafter 
der Einkommensteuer unterliegen, und als Einzelunternehmen tätig. Das 
Aufkommen der Körperschaftsteuern ist daher vergleichsweise nicht so 
hoch wie in anderen Staaten. 


44. Abgeordneter 

Walter 

Schöler 

(SPD) 


Wie viele bundeseigene Wohnungen befinden 
sich im Gebiet des Kreises Viersen Land NRW, 
und wie gliedern sie sich hinsichtlich ihrer 
Zweckbestimmung auf in Bahnbediensteten- 
Wohnungen, Postbediensteten- Wohnungen, 
Wohnungen für Angehörige der Bundeswehr 
sowie Zivilpersonal und Wohnungen für sonstige 
Bundesbedienstete? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 14. November 1995 
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- 13 Bahnbediensteten- Wohnungen, 

- 12 Postbediensteten-Wohnungenund 

- 94 Wohnungen für Bundesbedienstete. 

Die 94 Wohnungen für Bundesbedienstete werden entsprechend der 
Bedarfslage ohne Kontingentierung sowohl an Angehörige der Bundes- 
wehr und Bedienstete der Bundeswehrverwaltung als auch an Bedien- 
stete sonstiger Bundesverwaltungen vermietet. 


45. Abgeordnete 

Hildegard 

Wester 

(SPD) 


Wie viele Wohnungen in Bundesbesitz gibt es in 
Mönchengladbach? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 8. November 1995 


Im Stadtgebiet von Möchengladbach stehen insgesamt 1731 Wohnungen 
im Eigentum des Bundes. 


46. Abgeordnete 

Hildegard 

Wester 

(SPD) 


Wie verteilen sie sich auf die verschiedenen 
Bundeseinrichtungen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 8, November 1995 


Von den 1731 Wohnungen sind 1695 Wohnungen (1635 Einfamilien- 
häuser und Reihenhäuser sowie zehn Mehrfamilienhäuser mit jeweils 
sechs Wohnungen) durch zwischenstaatliche Vereinbarungen den briti- 
schen Streitkräften zur Nutzung als Wohnraum überlassen. 34 Wohnun- 
gen sind sog. Schlichtwohnungen ; die restlichen zwei Wohnungen befin- 
den sich in einem Bunker. 

Eine Zuordnung der Wohnungen zu den in Mönchengladbach vorhande- 
nen Bundes einrichtungen gibt es nicht. 


47. Abgeordnete 

Hildegard 

Wester 

(SPD) 


Welche Berufsgruppen wohnen vorwiegend in 
den Wohnungen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 8. November 1995 


Die den britischen Streitkräften überlassenen 1 695 Wohnungen werden 
ausschließlich von deren Angehörigen bewohnt; die übrigen 36 Wohnun- 
gen sind an Personen mit geringem Einkommen vermietet. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


48. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung auf Pläne des 
Wirtschaftsministeriums von Sachsen-Anhalt zu 
reagieren, das nach einer Meldung der Magde- 
burger Volksstimme vom 31. August 1995 an sog. 
Präferenzrichthnien arbeitet, die sicherstellen 
sollen, daß Leistungen von Architekten und Inge- 
nieuren bevorzugt an Büros aus Sachsen- Anhalt 
zu vergeben sind? 


49. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die in 
Sachsen-Anhalt beabsichtigten Richtlinien vor 
dem Hintergrund der EU- Richtlinien, nach denen 
Dienstleistungsauf träge ab einer bestimmten 
Honorarsumme europaweit ausgeschrieben wer- 
den müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L, Kolb 
vom 15. November 1995 


Der Bundesregierung liegen bislang keine verbindlichen Informationen 
darüber vor, daß die Landesregierung von Sachsen- Anhalt Präferenzricht- 
linien erarbeitet, die sicherstellen sollen, daß Leistungen von Architekten 
und Ingenieuren bevorzugt an Büros aus Sachsen-Anhalt vergeben wer- 
den; Presseverlautbarungen hierüber sind auch hier bekannt. 


Nach Informationen auf Fachebene gibt es im Land Sachsen- Anhalt aller- 
dings Überlegungen, entsprechende Regelungen zu schaffen, die jedoch 
so abgefaßt werden sollen, daß sie mit dem Gemeinschaftsrecht in Ein- 
klang stehen. Ein Entwurf bzw. der Wortlaut der Präferenzen liegt der 
Bundesregierung allerdings noch nicht vor. 


Bevor die Bundesregierung gegenüber dem Land Sachsen- Anhalt vorstel- 
lig werden kann, bedarf es konkreter Anhaltspunkte. 


Sollte sich bei der dann anstehenden Prüfung zeigen, daß diese Regelun- 
gen gegen Gemeinschaftsrecht verstoßen, wird die Bundesregierung 
selbstverständlich die Landesregierung auffordern, Abstand zu nehmen, 
um ein sonst drohendes Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundes- 
republik Deutschland zu vermeiden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


50. Abgeordnete 

Christel 

Deichmann 

(SPD) 


Welche Bedingungen müssen nach Auffassung 
der Bundesregierung erfüllt sein, damit der 
Schlacht- und Verarbeitungsbetrieb, der nach 
Angaben der Bundesregierung in der Antwort auf 
Frage 64 in Drucksache 13/2801 „im Jahre 1990 
allein aus Bundesmitteln gefördert wurde" und 
in dem „die Schlachtung vorübergehend ein- 
gestellt" wurde, wieder in Betrieb gesetzt werden 
kann, und welchen Beitrag im einzelnen leistet 
die Bundesregierung, damit die Bedingungen 
für eine Wiederinbetriebnahme der mit Bundes- 
mitteln geförderten „Investruine" rasch erfüllt 
sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 9. November 1995 


Für die Wiederaufnahme der Schlachtung ist die Verbesserung des 
Schlachtviehaufkommens von besonderer Bedeutung. 

Um weitere Marktanteilsverluste abzuwenden bzw. verlorene Markt- 
anteile zurückzugewinnen, kommt es auf die enge Zusammenarbeit 
zwischen Landwirten, Verarbeitern und Vermarktern an. Geeignete 
gemeinsame Strategien zur Verbesserung der Marktposition müssen von 
der Wirtschaft selbst in Gang gesetzt werden. 

Die Bundesregierung unterstützt diese Anstrengungen im Rahmen 
der bestehenden Fördermöglichkeiten der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes". 

Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung die Länder gegenüber 
der Europäischen Kommission bei der Notifizierung von Landesmaß- 
nahmen, die die Stärkung der Veredelungsproduktion bezwecken. 


51. Abgeordnete 

Christel 

Deichmann 

(SPD) 


In wie vielen „Einzelfällen" hat bzw. wird 
das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten in seinem Forschungsbereich 
im 2. Halbjahr 1995 „Umsetzungen, Versetzun- 
gen und vergleichbare Maßnahmen" (Antwort 
auf meine Frage 53 in Drucksache 13/2801) vor- 
genommen bzw. vornehmen, und wie steht die 
offenbar auch außerhalb des „Entwurfs des 
Rahmenkonzepts" vom 1. August 1995 vor- 
genommene Nichtwiederbesetzung der Stellen 
im Einklang mit der Aussage der Bundesregie- 
rung in der genannten Antwort, daß diese 
Maßnahmen auch der „Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebs" dienen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 9. November 1995 

In vier Einzelfällen werden bzw. wurden durch das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten oder mit seiner Zustimmung im 
2. Halbjahr 1995 „Umsetzungen, Versetzungen und vergleichbare Maß- 
nahmen" innerhalb seines Forschungsbereichs vorgenommen. Zunächst 
wurde der bisherige Leiter des Instituts für Züchtung landwirtschaftlicher 
Kulturpflanzen in Groß Lüsewitz der Bundesanstalt für Züchtungsfor- 
schung an Kulturpflanzen mit seinem Einverständnis zum Leiter des zum 
1. März 1995 vakant gewordenen Instituts für Rebenzüchtung Geilweiler- 
hof in Siebeldingen bestellt. Ferner ist beabsichtigt, daß im Rahmen der 
Auflösung der Außenstelle Kiel der Bunde sforschungsanstalt für Fischerei 
zum 1. Januar 1996 ein Wissenschaftler seine bisherigen Aufgaben am Sitz 
der Bundesforschungsanstalt in Hamburg fortführt; zwei weitere Mit- 
arbeiter dieser kleinen Außenstelle in Kiel sollen zur Bundesanstalt für 
Milchforschung in Kiel versetzt werden. Bei derartigen Maßnahmen 
werden Stellen grundsätzhch entweder nicht frei, oder sie unterliegen 
seit 1993 der jährlichen Stelleneinsparung in Höhe von 1,5%. 


52. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
daß das Anliegen der deutschen Landwirtschaft, 
das sich Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl durch 
sein Schreiben an den Premierminister John 
Major zu eigen gemacht hat, den währungs- 
bedingten Einkommensverlust über eine Erhö- 
hung der Mehrwertsteuerpauschale auszuglei- 
chen, im EU- Finanzminister- und -Agrarminister- 
rat gescheitert ist, und welche Alternativlösung 
verfolgt die Bundesregierung nun, um die 
berechtigten Ausgleichsansprüche der deut- 
schen Landwirte möglichst schnell und unbüro- 
kratisch erfüllen zu können? 


53. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Wo ist das „Geld" , das nach Aussage von Bundes- 
minister Jochen Borchert auf der Bonner Bauern- 
kundgebung, die den „Schulterschluß zwischen 
Berufsstand und Politik demonstriert hat", „da 
ist" , im Bundeshaushalt 1995 bzw. im Entwurf des 
Bundeshaushalts 1996 veranschlagt, und umfaßt 
dieses „Geld" auch den Ausgleich für währungs- 
bedingte Handelsverluste, so daß insgesamt die 
vom Deutschen Bauernverband geforderten und 
von der Bundesregierung ins Auge gefaßten rd. 
2 Mrd. DM der deutschen Landwirtschaft zur 
Verfügung gestellt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 9. November 1995 

Der Rat der Europäischen Union hat der Forderung der Bundesregierung 
bisher nicht entsprochen, den deutschen Landwirten währungsbedingte 
Verluste über eine Mehrwertsteuerregelung ausgleichen zu können. 
Damit ist die unbestritten beste Lösung einer Ausgleichsregelung bisher 
blockiert. Trotzdem kämpft die Bundesregierung weiter auf allen Ebenen 
für diesen Weg einer Ausgleichsregelung. 
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Da die Bundesregierung die Umsetzung eines währungsbedingten 
Ausgleichs über die Mehrwertsteuer verfolgt, sind im Entwurf des 
Bundeshaushalts 1996 keine Ausgaben für einen währungsbedingten 
Ausgleich veranschlagt. 


Der Bundeshaushalt 1995 war bekanntlich schon verabschiedet, bevor der 
Agrarministerrat sich im Juni auf die Grundzüge möglicher währungs- 
bedingter Ausgleichszahlungen verständigte. 


Bezüglich der Höhe der Gesamtverluste verweise ich auf die Antwort zu 
den Fragen 44 bis 47 in Drucksache 13/2709 und 61, 62 in Drucksache 
13/2801. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


54. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie viele Langzeitarbeitslose, die Arbeitslosen- 
hüfe beziehen, sind älter als 45 Jahre? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 14. November 1995 


Nach den Ergebnissen der Strukturerhebung des Bestandes der Arbeits- 
losen vom September 1994 bezogen 149 132 Langzeitarbeitslose im Alter 
von 45 bis 64 Jahren Arbeitslosenhilfe. Die Ergebnisse einer neueren Aus- 
wertung liegen noch nicht vor. 


55. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie viele Jahre hat dieser Personenkreis im 
Durchschnitt Beiträge in die Arbeitslosenver- 
sicherung bezahlt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 14. November 1995 


Die Arbeitslosenhilfe wird im Unterschied zum Arbeitslosengeld nicht aus 
Beiträgen, sondern aus Steuern finanziert. Die Dauer der Beitragszahlung 
von Leistungsempfängern wird statistisch nicht erfaßt. 
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56. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie lange haben durchschnittlich Bezieher von 
Arbeitslosenhilfe vor Eintritt der Arbeitslosigkeit 
Beiträge in die Arbeitslosenversicherung be- 
zahlt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr* Werner Tegtmeier 
vom 14. November 1995 


Die Dauer der Beitragszahlungen von Leistungsempfängern wird nicht 
statistisch erhoben. 


57. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie viele Bezieher von Arbeitslosenhilfe sind 
derzeit in Arbeitsbeschaffungs-, Fortbildungs- 
und Umschulungsmaßnahmen oder in Program- 
men zur Förderung der Beschäftigung Lang- 
zeitarbeitsloser? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 14. November 1995 


Ende Oktober bezogen vor der Zuweisung in Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen rd. 95000 Arbeitnehmer Arbeitslosenhilfe. 


Die Anzahl der Personen, die mit vorangegangenem Bezug von Arbeits- 
losenhilfe an einer Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahme teilneh- 
men, wird statistisch nicht erhoben. Die Bundesanstalt für Arbeit schätzt 
jedoch, daß Ende Oktober 1995 rd. 150000 Teilnehmer an beruflichen 
Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen zuvor Arbeitslosenhilfe 
bezogen haben. 


Von den Langzeitarbeitslosen, die von Januar 1995 bis Ende September 
1995 eine Beschäftigung mit Hilfe des Sonderprogramms der Bundes- 
regierung „Aktion Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose 1995 bis 
1999" aufnehmen konnten, standen vor Aufnahme der Beschäftigung 
rd. 16 200 im Arbeitslosenhüfebezug. 


58. Abgeordneter 

Dr. Bernd 
Klaußner 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung im Zusammenhang 
mit dem Aktionsprogramm „Mobilzeit" Informa- 
tionen vor, wie hoch der Anteil der teilzeitwilligen 
Arbeitnehmer in den neuen' Bundesländern, ins- 
besondere in Sachsen, liegt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 16, November 1995 


Ende Oktober 1995 gab es in den neuen Bundesländern 1,034 Millionen 
Arbeitslose, von denen 41000 eine Teilzeitarbeit suchten; dies entspricht 
3,9% der Arbeitslosen in den neuen Bundesländern. Von den 291000 Ar- 
beitslosen in Sachsen suchten Ende Oktober 14 600 eine Teilzeitarbeit. Ihr 
Anteil an der Zahl der Arbeitslosen war mit 5% geringfügig höher als der 
Anteil aller Teilzeitarbeitsuchenden in den neuen Bundesländern. 


Darüber hinaus liegen der Bundesregierung keine gesicherten Informa- 
tionen darüber vor, wie viele Beschäftigte in den neuen Bundesländern 
bzw. in Sachsen bereit wären, ihre Arbeitszeit zu reduzieren. In einer als 
Diskussionspapier bezeichneten Veröffentlichung des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB) der Bundesanstalt für Arbeit 
vom Juni 1993 geht der Autor von „einer potentiellen Nachfrage nach 
Teilzeitarbeitsplätzen in Höhe von rd. 450000" in den neuen Bundes- 
ländern aus (lAB-Werkstattbericht vom 25. Juni 1993). 


59. Abgeordneter 

Dr. Bernd 
Klaußner 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Informatio- 
nen, wie viele Unternehmen im Rahmen des 
Aktionsprogramms „Mobilzeit" bereits beraten 
wurden, und wenn ja, wie viele davon haben 
ihren Sitz in Sachsen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 16. November 1995 


Seit der Einrichtung des vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung betriebenen Bürgertelefons zur Mobilzeit (Juni 1994) haben insge- 
samt 963 Unternehmen bzw. Arbeitgeber von den angebotenen Informa- 
tionsmöglichkeiten Gebrauch gemacht, davon 67 mit Sitz in Sachsen. 
Dabei handelt es sich nicht um eine Rechtsberatung, sondern ausschließ- 
lich um die Vermittlung umfassender Informationen zum Thema Mobil- 
zeit. 


Von Juli 1994 bis August 1995 sind zudem 42 Beratungsanfragen an das 
Rationalisierungs-Kuratorium der Deutschen Wirtschaft (RKW), davon 
vier von Unternehmen in Sachsen, gerichtet worden. Weiterhin führt das 
RKW ein vom Bundesministerium für Wirtschaft bezuschußtes Projekt 
durch, mit dem auf regionaler Ebene Unternehmen im Rahmen von Work- 
shops mit dem Thema Mobilzeit vertraut gemacht werden sollen. 


Schließlich hat die Bundesregierung neben der „Mobilzeitbroschüre", die 
sich an Arbeitgeber und Arbeitnehmer richtet, eine „Mobilzeitmappe" 
erstellt, die den Arbeitgebern Entscheidungshilfen bei der Einrichtung 
von Mobilzeitarbeitsplätzen anbietet. Von dieser Informationsschrift sind 
den Arbeitsämtern 100000 Exemplare zur Weiterleitung an die Unterneh- 
men zur Verfügung gestellt worden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


60. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung aufgrund der bis zum 
31. Oktober 1995 eingegangenen Stellungnah- 
men der betreffenden Kommandeure der Bun- 
deswehr jetzt die Änderung der Kasernen- 
namen in Füssen und Mittenwald veranlassen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 8. November 1995 

In der Bundestagsdebatte am 12. Oktober 1995 hat Bundesminister Volker 
Rühe das Parlament über den Sachstand in bezug auf die Frage der Umbe- 
nennung der „Generaloberst-Dietl-Kaserne" in Füssen und der „General- 
Kübler-Kaserne" in Mittenwald und über das weitere Vorgehen unter- 
richtet. Dementsprechend wird auch verfahren. 

Nach ministerieller Bewertung der Stellungnahmen wird Bundesminister 
Volker Rühe entscheiden und den Verteidigungsausschuß unterrichten. 


61. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 7. November 1995 

Weder der Bundesnachrichtendienst noch das Bundesministerium der 
Verteidigung waren über „unmittelbare Pläne und Absichten der bosni- 
schen Serben, die Schutzzone Srebrenica zu erobern" vorab unterrichtet. 

Eine Unterrichtung der Bundesregierung über die „Angriffspläne der bos- 
nischen Serben" konnte somit nicht erfolgen. 


Inwieweit treffen jüngste Presseberichte zu, 
daß der Bundesnachrichtendienst (BND) und 
Vertreter der Bundeswehr über unmittelbare 
Pläne und Absichten der bosnischen Serben, die 
VN-Schutzzone Srebrenica zu erobern, vorab 
und viel genauer, als bisher bekannt war, unter- 
richtet waren, und zu welchem Zeitpunkt wurde 
die Bundesregierung über die Angriffspläne der 
bosnischen Serben unterrichtet? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


62. Abgeordnete 

Brigitte 

Adler 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung erläutern, welche 
Konsequenzen die Gesetzesformulierungen zum 
Kindergeld und zum Kinderfreibetrag und die 
damit entstehende Systemumstellung nach sich 
ziehen, und welche Regelungen in diesem Zu- 
sammenhang vorgesehen sind, um die Höhe des 
steuerlich freizustellenden Existenzminimums 
eines Kindes an die Entwicklung des Existenz- 
minimums in den Folgejahren anzupassen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 9. November 1995 

Die wichtigste Konsequenz der Gesetzesformulierungen zum Kindergeld 
und Kinderfreibetrag ist die einkommensunabhängige Zahlung eines Kin- 
dergeldes für alle Kinder. Im laufenden Jahr wird nur monatliches Kinder- 
geld als Steuervergütung zur steuerlichen Freistellung eines Einkommen- 
betrags in Höhe des Existenzminimums eines Kindes und - soweit es dafür 
nicht benötigt wird - zur Förderung der Famihe gezahlt. Ein Kinderfrei- 
betrag wird bei der Einkommensteuerveranlagung von Amts wegen ab- 
gezogen, wenn die gebotene steuerliche Freistellung durch das Kinder- 
geld nicht in vollem Umfang bewirkt wird. In diesem Fall wird das 
gezahlte Kindergeld verrechnet. 

Damit tritt an die Stelle des komplizierten Nebeneinander von Kinderfrei- 
betrag, einkommensabhängigem Kindergeld und Kindergeldzuschlag 
eine für die Eltern leicht verständliche Gesamtregelung des Familien- 
leistungsausgleichs. Für mehr als 90% aller Eltern bewirkt das Kindergeld 
die gebotene steuerliche Freistellung in vollem Umfang und darüber hin- 
aus eine Förderung, die um so stärker ist, je geringer das Famüieneinkom- 
men und j e höher die Kinderzahl ist. 

Zur Anpassung der Höhe des steuerlich freizustellenden Existenzmini- 
mums eines Kindes in den Folgejahren hat der Deutsche Bundestag bei 
der dritten Lesung des Jahressteuergesetzes 1996 folgende Entschließung 
gefaßt (Drucksache 13/1558); 

Die im Jahressteuer gesetz 1996 festgelegten Beträge für das Existenzmi- 
nimum eines Erwachsenen und eines Kindes müssen - nach den Entschei- 
dungen des Bundesverfassungsgerichts - jeweils den veränderten Bedin- 
gungen angepaßt werden. 

1. Die Bundesregierung wird beauftragt, alle zwei Jahre einen Bericht 
über die Entwicklung des Existenzminimums von Erwachsenen und 
Kindern vorzulegen. 

2. Wird der Kinderfreibetrag angehoben, wird der Betrag für das Kinder- 
geld entsprechend erhöht. 

3. Wird der Grundfreibetrag angehoben, wird die Grenze für eigene Ein- 
künfte und Bezüge des Kindes, bei deren Überschreitung das Kinder- 
geld bzw. der Kinderfreibetrag wegfällt, entsprechend erhöht. 


Auf welche Weise werden die Kindergeldansprü- 
che von Arbeitnehmern ohne unzumutbaren zeit- 
hchen Verzug erfüllt, wenn etwa Betriebe zah- 
lungsunfähig werden, bzw. wie ist diesbezüghch 
§ 2 - Auszahlung des Kindergeldes - der Verord- 
nung zur Auszahlung des Kindergeldes an Ar- 
beitnehmer außerhalb des öffentlichen Dienstes 
(Kindergeldauszahlungs-Verordnung - KAV -) 
zu interpretieren? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 9. November 1995 

Nach § 2 der Kindergeldauszahlung^s- Verordnung muß die Familienkasse 
das Kindergeld auszahlen, wenn Betriebe zahlungsunfähig werden. Die 
Familienkassen werden dies auch unverzüglich veranlassen, wenn ihnen 
die Zahlungsunfähigkeit des Betriebs oder das Ausbleiben der Kinder- 
geldzahlung vom Kindergeldberechtigten mitgeteilt und die Kindergeld- 
bescheinigung zurückgegeben wird. 


63. Abgeordnete 

Brigitte 

Adler 

(SPD) 
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64. Abgeordnete 

Anke 

Fuchs 

(Köln) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag, Kindergeld, Wohngeld und Sozialhilfelei- 
stungen bereits im Falle einer Schwangerschaft 
zu gewähren, und welche rechtlichen Vorausset- 
zungen müßten geschaffen werden, um eine ent- 
sprechende Ausweitung der sozialen Leistungen 
sicherzustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 13. November 1995 


Der Vorschlag, Kindergeld bereits im Falle der Schwangerschaft zu 
gewähren, wird von der Bundesregierung nicht unterstützt. Durch das 
Kindergeld wird die steuerliche Freistellung eines Einkommensbetrages 
in Höhe des Existenzminimums eines Kindes bewirkt. 

Soweit das Kindergeld dafür nicht benötigt wird, dient es der Förderung 
der Familie. Eine Unterhaltsbelastung der Eltern, die Grundlage für die 
steuerliche Freistellung sowie für die Förderung ist, besteht vor der Geburt 
des Kindes nicht. 

Im Falle einer Schwangerschaft werden nach dem Bundessozialhilfe- 
gesetz (BSHG) bereits zusätzliche Leistungen der Sozialhilfe gewährt. 
Nach der 12. Schwangerschaftswoche erhalten werdende Mütter einen 
Mehrbedarf von 20% des maßgeblichen Regelsatzes (§ 23 Abs. 1 Nr. 3 
BSHG). 

Darüber hinaus stehen der Schwangeren für schwangerschaftsbedingte 
besondere Bedarfe, z. B. für Bekleidung, einmalige Leistungen (§ 21 
Abs. 1 a Nr. 1 und 1 BSHG) zu. Ab dem 7. Monat haben Schwangere einen 
Anspruch auf eine einmalige Beihilfe für die Säuglingsausstattung. Wei- 
tere Hilfen für werdende Mütter und Wöchnerinnen werden in Form von 
ärztlicher Betreuung, Versorgung mit Arznei- und Heilmitteln, Pflege in 
einer Anstalt sowie häuslicher Pflege und Entbindungsgeld (§ 38 BSHG) 
gewährt. 

Die Hilfen für Schwangere nach dem Bundessozialhilfegesetz sind damit 
bedarfsdeckend ausgestaltet. 

Unter den allgemeinen Voraussetzungen besteht auch für eine allein- 
stehende schwangere Frau ein Anspruch auf Wohngeld, allerdings nur für 
einen Ein-Personen-Haushalt. 

Mit der Geburt des Kindes erhöht sich die Zahl der zum Haushalt rechnen- 
den Familienmitglieder, so daß bereits im laufenden Bewilligungszeit- 
raum ein Antrag auf höheres Wohngeld gestellt werden kann (§ 29 Abs. 1 
Nr. 1 des Wohngeldgesetzes). Damit kann zeitnah und in angemessener 
Weise eine wohngeldrechtliche Berücksichtigung des neugeborenen Kin- 
des erfolgen. Darüber hinaus besteht nach Auffassung der Bundesregie- 
rung kein Bedarf für eine weitergehende Regelung. 


65. Abgeordnete 

Anke 

Fuchs 

(Köln) 

(SPD) 


Welche Kosten würden nach Schätzungen der 
Bundesregierung auf der Grundlage der Bevöl- 
kerungs- und Geburtenstatistik auf Bund, Länder 
und Gemeinden zukommen, wenn die genannten 
Leistungen entsprechend ausgeweitet würden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 13. November 1995 

Nach der Geburtenstatistik wäre bei jährlich ca. 770000 Geburten, einem 
zehnmonatigen Leistungszeitraum und einem durchschnittlichen Kinder- 
geldsatz von 212 DM im Jahre 1996 mit Kosten von rd. 1,6 Mrd. DM zu 
rechnen, von denen je 680 Mio. DM auf den Bund und die Länder und 
240 Mio. DM auf die Gemeinden entfielen. Im Jahre 1997 wäre wegen der 
erhöhten Kindergeldsätze mit Kosten von rd. 1,75 Mrd. DM zu rechnen, 
von denen je 745 Mio. DM auf Bund und Länder und 260 Mio. DM auf die 
Gemeinden entfallen würden. 

Die zusätzlichen Kosten in Wohngeld können nicht beziffert werden. 


66. Abgeordneter 

Helmut 

Jawurek 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie die Ver- 
sorgungsquote an Kindergartenplätzen, auf- 
geschlüsselt nach einzelnen Bundesländern 
(Zahlenangabe), zum 1. Januar 1996 aussieht 
und inwieweit sie sich gegenüber dem Jahre 1992 
entwickelt hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 16. November 1995 

Länderbezogene Angaben über die Versorgung mit Kindergartenplätzen 
zum 1. Januar 1996 liegen der Bundesregierung nicht vor. Auch soweit 
solche Zahlen aus den Vorjahren vorliegen, weichen sie hinsichtlich der 
Grundannahmen (Berücksichtigung von drei- bzw. dreieinhalb Jahrgän- 
gen oder von alternativen Angeboten) wesentUch voneinander ab und 
sind deshalb nur bedingt miteinander vergleichbar. 

Nach globalen Schätzungen der Kommunalen Spitzenverbände kann 
davon ausgegangen werden, daß zum 1. Januar 1996 in den alten Bundes- 
ländern etwa 2 Millionen Plätze in Kindergärten und etwa 100000 Plätze 
in vergleichbaren Einrichtungen (Sonderkindergärten, Vorklassen) für 
2,7 Millionen Kinder zur Verfügung stehen, die das dritte Lebensjahr 
vollendet haben, aber noch nicht zur Schule gehen. Für die Deckung des 
Bedarfs wird davon ausgegangen, daß etwa 90 bis 95% der Kinder dieser 
Altersgruppe einen Kindergartenplatz in Anspruch nehmen. Deshalb 
werden zum 1. Januar 1996 in den alten Bundesländern etwa 500000 
Plätze fehlen. 

Seit dem Jahre 1992 sind in den alten Bundesländern etwa 300000 Kinder- 
gartenplätze neu geschaffen worden. Da in demselben Zeitraum die Zahl 
der Kinder dieser Altersgruppe infolge der Geburtenentwicklung und 
Zuwanderung annähernd in gleicher Höhe gestiegen ist, hat sich die Ver- 
sorgungsquote insgesamt nicht nennenswert verbessert. 

Im Gegensatz dazu steht in den neuen Bundesländern aufgrund einer 
anderen Ausgangssituation für jedes Kind ein Kindergartenplatz zur Ver- 
fügung. 


67. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
der Einschätzung der Umsetzung der VN-Kin- 
derrechtskonvention in der Bundesrepublik 
Deutschland durch den VN-Ausschuß für die 
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Rechte des Kindes bei seiner Beratung des Erst- 
berichts der Bundesrepublik Deutschland am 
6./7. November 1995 in Genf ein, und welche 
politischen Konsequenzen gedenkt sie aus der 
Kritik des Ausschusses zu ziehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 14. November 1995 


Die Schlußfolgerungen des VN-Ausschusses für die Rechte des Kindes zu 
dem Ersten deutschen Staatenbericht zur Umsetzung des Übereinkom- 
mens der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes sind der Bundes- 
regierung bisher nicht schriftlich übermittelt worden und somit nicht im 
Wortlaut bekannt. 

Sobald die Schlußfolgerungen der Bundesregierung vorhegen, werden sie 
entsprechend der in bezug auf VN-Dokumente üblichen Praxis ausge- 
wertet werden. 


68. Abgeordnete 
Halo 
Saibold 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der im Beirat für Internationale Fragen 
der Deutschen Gesellschaft für Hauswirtschaft 
organisierten Verbände und Institutionen aus 
Hauswirtschaft und Haushaltswissenschaft an- 
läßlich des „Welttag der Hauswirtschaft" gefaß- 
ten Resolution, wonach „Zeitbudgetstudien . . . 
künftig regelmäßig nach einheitlichem EU- Stan- 
dard auch in Deutschland durchgeführt werden" 
sollen, um „die bestehende Asymmetrie der 
öffentlichen Statistik in bezug auf eine Unter- 
belichtung des Sektors privater Haushalte und 
Familien . . . stufenweise auszugleichen", und ist 
die Bundesregierung bereit, diese Forderung 
tatkräftig zu unterstützen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 14. November 1995 


Die Bundesregierung hat gemeinsam mit den Bundesländern die Durch- 
führung der ersten Zeitbudgetstudie in der Bundesrepublik Deutschland 
finanziert und damit erstmals amtliche Statistiken über den Wert der 
unentgeltlichen Arbeit in Haushalt, Familie und Ehrenamt sowie die Zeit- 
verwendungsstrukturen der Bevölkerung zur Verfügung gestellt. 

Angesichts der knappen öffentlichen Finanzen und der gemeinsam von 
Bund und Ländern getragenen Anstrengungen zur Einschränkung der 
amtlichen Statistik sieht die Bundesregierung derzeit keine Möglichkeit, 
die Anregung des Beirats weiter gehend aufzugreifen, als dies bisher 
geschehen ist. 

Unabhängig davon besteht jedoch seitens der Bundesregierung das 
grundsätzliche Interesse, daß die Leistungen des privaten Sektors lang- 
fristig in einem Satellitensystem zur Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung ausgewiesen werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


69. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 

(SPD) 


Bezieht sich die von der Bundesregierung ange- 
kündigte Untersuchung der übergreifenden 
ökologischen Belange des Verkehrsprojekts 17 
Deutsche Einheit „im vollständigen Wirkungszu- 
sammenhang" auf die Gesamtheit des Projektes, 
und welche Auswirkungen hatte diese Unter- 
suchung auf die Planfeststellung der einzelnen 
Teilabschnitte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 10. November 1995 


Die Untersuchung vorhabenübergreifender ökologischer Belange im 
Rahmen des Verkehrsprojekts 17 Deutsche Einheit umfaßt den vollständi- 
gen Wirkungszusammenhang der Maßnahmen, der sich durch den Nach- 
weis relevanter Auswirkungen ergibt. Üb ergreifende Auswirkungen sind 
insbesondere bei den Schutzgütern Wasser, Grundwasser und Landschaft 
zu berücksichtigen. In den Umweltverträglichkeitsuntersuchungen für 
die einzelnen Vorhaben des Projekts 17 VDE werden deshalb für diese 
Schutzgüter das ökologische Risiko der geplanten Maßnahmen unter 
Beachtung der räumlichen Ausdehnungen abgeschätzt und die Umwelt- 
verträglichkeit unter Berücksichtigung von Vermeidungs-, Verminde- 
rungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen beurteilt. Auf das gesamte 
Projekt bezogen wurden die wasserwirtschaftlichen Auswirkungen sowie 
der Schadstoffausstoß der Schiffe untersucht. 

Die vorhabensbezogene Umweltverträglichkeitsuntersuchung berück- 
sichtigt insoweit über das Vorhaben hinausgehende ökologische Belange. 
Diese Umweltverträghchkeitsuntersuchung ist die Grundlage für die 
Umweltverträglichkeitsprüfung im jeweiligen Planfeststellungsverfah- 
ren. 


70. Abgeordnete 

Annette 

Faße 

(SPD) 


Mit welcher Begründung hat die Bundesregie- 
rung am 8. September 1995 im „Ausschuß der 
ständigen Vertreter" in Brüssel gegen die Aus- 
zahlung von 10 Mio. DM aus dem Haushalt der 
Gemeinschaft für die Abwrackung der auf der 
Warteliste stehenden Schiffe gestimmt und auch 
die Ablehnung der für die Abwrackaktion 1996 
von der Gemeinschaft bereitzustellenden 40 Mio. 
DM signalisiert? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 13. November 1995 


Die Bundesregierung setzt sich nachdrücklich für eine Fortsetzung und 
Verbesserung der Strukturbereinigung in der europäischen Binnenschiff- 
fahrt ein. 


39 



Drucksache 13/3025 Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Aus übergeordneten fiskal- und haushaltspolitischen Erwägungen, u. a. 
mit Bück auf die deutsche Nettozahlerposition in der EU, werden von ihr 
allerdings neue Finanzierungsprogramme auf EU-Ebene abgelehnt. Die 
Bundesregierung strebt statt dessen weitere umfangreiche Abwrackun- 
gen in der europäischen Binnenschiffahrt aus nationalen Haushaltsmitteln 
im Konsens mit den anderen Binnenschiffahrtsnationen an. 


71. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Welchen Stellenwert, besonders unter einem 
ökologischen Aspekt, räumt die Bundesregie- 
rung dem Erhalt des bei Senden AVestfalen gele- 
genen Kanalarms „Alte Fahrt" des Dortmund- 
Ems-Kanals ein, der sich nach der Stülegung für 
den allgemeinen Schiffsverkehr zu einem Biotop 
entwickelte? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 13. November 1995 


Die „Alte Fahrt" des Dortmund-Ems-Kanals wurde 1899 in Betrieb 
genommen. Da die vorhandenen Dämme und Düker der „Alten Fahrt" 
Lüdingshausen/Senden in ihrem baulichen Zustand nicht den heutigen 
sicherheitstechnischen Anforderungen entsprechen, sind Maßnahmen 
zur Erhöhung der Standsicherheit unbedingt notwendig. Dabei sind 
sowohl wirtschaftliche als auch ökologische Belange zu berücksichtigen. 


72. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Trifft es zu, daß das Wasser- und Schiffahrtsamt 
Rheine ein Gutachten erstellen ließ, welches Aus- 
sagen zum ökologischen Wert und zum weiteren 
Erhaltungsbedarf der „Alten Fahrt" macht, und 
zu welchem Ergebnis kommt das Gutachten im 
Hinblick auf die weitere Erhaltung und die damit 
verbundenen Aufsichts- und Wartungsarbeiten 
der „Alten Fahrt" als Biotop? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 13. November 1995 


Vom Wasser- und Schiffahrtsamt Rheine wurde bei der Bundesanstalt für 
Gewässerkunde, Koblenz, eine Umweltverträglichkeitsuntersuchung in 
Auftrag gegeben, um in ökologischer Hinsicht Entscheidungsgrundlagen 
zu erhalten. Aus mehreren untersuchten Alternativen wurde die umwelt- 
verträglichste Lösung erarbeitet. Dabei sollen der Wasserspiegel auf 
NN + 54,0 m abgesenkt, die verrohrten Bäche offengelegt und die „Alte 
Fahrt" vom Dortmund- Ems-Kanal abgetrennt werden. Die Ergebnisse 
und Empfehlungen der Umweltverträglichkeitsuntersuchung werden bei 
den weiteren Planungen berücksichtigt werden. 

Ob es zur Ausführung der genannten Variante kommt, bleibt einem 
durchzuführenden Planfeststellungsverfahren Vorbehalten, in dem neben 
den ökologischen weitere öffentliche und private Belange zu berücksichti- 
gen sind. Die Träger öffentücher Belange, die Verbände und die betroffe- 
nen Bürger und Vereine werden dabei umfassend informiert und beteiligt. 
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73. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Wamke 

(CDU/CSU) 


Wie wird seitens der Bundesregierung sicherge- 
stellt, daß nach der Regionalisierung des Schie- 
nenpersonennahverkehrs (SPNV) zum 1. Januar 
1996 eine gut funktionierende Zugauskunft, 
Gepäckbeförderung und ein bundesweiter Fahr- 
kartenverkauf für alle Regionalbereiche gewähr- 
leistet bleiben? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 13. November 1995 

Es ist vor allem Sache der Verkehrsunternehmen selbst, daß ab 1. Januar 
1996 die Zugauskunft, die Gepäckbeförderung und ein bundesweiter 
Fahrkartenverkauf für alle Regionalbereiche gewährleistet bleiben. Im 
übrigen werden die Länder im Rahmen ihrer Vereinbarung mit der Deut- 
schen Bahn AG über den SPNV darauf achten, daß auch die Quahtät des 
Leistungsangebotes insgesamt gewahrt bleibt. 


74. Abgeordneter 

Matthias 

Weisheit 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die 
Ortsumgehung Isny im Zuge der B 12 noch in 
diesem Jahrzehnt zu realisieren? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 13. November 1995 

Die Auswahl der Maßnahmen im Fünf jahresplan 1993 bis 1997 mit Ergän- 
zung bis 2000 entsprach dem Planungsstand 1993. Bei dem begrenzten 
Finanzrahmen und der zeitlich nicht absehbaren Baureife konnte seiner- 
zeit die B 12 - Ortsumgehung Isny - nicht auf genommen werden. Eine 
Realisierung vor 2000 ist demnach nur möglich, wenn ein Austausch mit 
einer Maßnahme des Fünfjahresplans wegen deren Planungsverzögerung 
erfolgen kann, die Baureife (rechtsbeständiger Planfeststellungsbeschluß, 
baureife Planung, Grunderwerb) vorliegt und die bei gegebenen Finan- 
zierungsmöghchkeiten eine wirtschaftliche Baudurchführung zuläßt. Alle 
diese Voraussetzungen sind für die Ortsumgehung Isny noch offen, so daß 
eine konkrete Aussage über die Möglichkeit eines Baubeginns vor 2000 
nicht gemacht werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


75. Abgeordnete 
Ulrike 
Höfken 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchem Umfang fordert das Bundesamt für 
Naturschutz derzeit bei der Ein- und Ausfuhr aus 
einem oder in ein Land der EU von unter § 21 
Abs. 5, § 21 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes 
über Naturschutz und Landschaftspflege (Bun- 
desnaturschutzgesetz - BNatSchG) fallenden 
Arten die vorgeschriebenen nationalen Geneh- 
migungen ein? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 13. November 1995 


Das für die Ein-, Aus- und Wiederausfuhr im Sinne des § 21c Abs. 4 
BNatSchG zuständige Bundesamt für Naturschutz (BfN) erteilt in 
unverändertem Umfang Ein- und Ausfuhrgenehmigungen oder Wieder- 
ausfuhrbescheinigungen für die gemäß § 21 Abs. 5, § 21a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bis 3 BNatSchG in Verbindung mit den in den Anlagen 1 bis 3 der 
BArtSchV definierten Arten im Falle des grenzüberschreitenden Handels 
mit Länder der Europäischen Gemeinschaft sowie mit Drittstaaten. 


76. Abgeordnete 
Ulrike 
Höfken 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Werden Genehmigungen derzeit auch ohne Prü- 
fung erteilt, soweit die Einfuhr oder Ausfuhr aus 
einem oder in ein Land der EU erfolgt, und soll die 
den inner gemeinschaftlichen Handel betreffende 
Genehmigungspflicht nach § 21 b des Gesetzes 
über Naturschutz und Landschaftspflege (Bun- 
desnaturschutzgesetz - BNatSchG) geändert 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 13. November 1995 


Das Bundesamt erteilt Genehmigungen nur nach einer intensiven forma- 
len und inhaltlichen Prüfung eines jeden Antrags unter Beachtung der 
Voraussetzungen nach § 21b BNatSchG. Die inner gemeinschaftliche 
Genehmigungspfhcht wird im Rahmen der Anpassung des nationalen 
Artenschutzrechts an die neue EU-Artenschutzverordnung, die voraus- 
sichtlich am 1. Januar 1997 in Kraft treten wird, geändert werden müssen. 


77. Abgeordnete 
Ulrike 
Höfken 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Anzahl von Straf- und Bußgeldverfahren 
im Zusammenhang mit Verstößen gegen die o. g. 
Genehmigungspflicht wurde in den letzten fünf 
Jahren betrieben und mit welchem Ergebnis? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 13. November 1995 


Die datenmäßige Erfassung der eingeleiteten Verfahren wird erst seit 
1991/1992 betrieben. Folgende Tabelle gibt einen Überblick über 304 ein- 
geleitete Verfahren, getrennt nach lebenden Tieren und Pflanzen (T/Pfl) 
sowie Teilen und Erzeugnissen (TuE), bei denen bei der Einfuhr aus einem 
Mitgliedsland der EU die nationalen Genehmigungspfhchten nicht einge- 
halten wurden: 
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Eingeleitete Verfahren (Quelle: BfN) 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

T/Pfl 

TuE 

T/Pfl 

TuE 

T/Pfl 

TuE 

T/Pfl 

TuE 

T/Pfl 

TuE 

Einstellungen 


154 

8 

92 

1 

6 


4 



Verwarnungen 


4 

3 

4 


1 





Bußgelder 


3 


9 

1 


1 




offen 



2 


1 

3 

4 


3 


Verfahren 


161 ' 

13 

105 

3 

10 

5 

4 

3 



*) bis einschließlich 30. August 1995 


In den Jahren 1990 und 1991 sind insbesondere Ermittlungen wegen 
der ungenehmigten Einfuhr und des gewerbsmäßigen Handels mit 
naturentnommenen Knollen von Leucojum (Märzenbecher) und Cycla- 
men (Alpenveilchen) aus den Niederlanden geführt worden. 


Mit Einführung des Binnenmarktes und Wegfall der Zollkontrollen 
innerhalb der EU sind die Verfahren auf Aufgriffe im Inland zurückzu- 
führen. Entsprechend ist die Verfahrenszahl seit 1993 stark zurückge- 
gangen. 1993 hat das BfN wegen der gewerbsmäßigen Einfuhr von 
2000 Rotwangenschmuckschildkröten einen Bußgeldbescheid in Höhe 
von 20000 DM erlassen, gegen den Einspruch eingelegt wurde. 


In 186 von 280 Verfahren im Bereich Teile und Erzeugnisse handelt es sich 
um Einfuhren von Reptil-Lederprodukten aus Itahen, denen nur die natio- 
nale Genehmigung fehlte; die für den innergemeinschaftlichen Verkehr 
vorgeschriebenen CITES-Bescheinigungen lagen jedoch vor. Nach rück- 
wirkender Erteilung wurde das Ordnungswidrigkeits verfahren einge- 
stellt, soweit kein Wiederholungsfall vorlag. Gerade in diesem Bereich hat 
die Änderung der BArtSchV Mitte 1994 zu einem weitgehenden Wegfall 
der nationalen Genehmigungspflichten geführt. 


78. Abgeordnete 
Ulrike 
Höfken 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann sind Verwaltungs Vorschriften einer ober- 
sten Bundesbehörde zu der Verwaltungspraxis 
der Genehmigungspflicht erlassen und wo sind 
diese ggf. veröffentlicht worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 13. November 1995 


Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
hat bisher keine Verwaltungsvorschriften im Sinne des § 26b BNatSchG 
herausgegeben. Statt dessen hat es im Jahre 1992 gemeinsam mit den 
obersten Naturschutzbehörden der Länder „Vollzugshinweise zum 
Artenschutzrecht'' veröffentlicht, die im Bundesanzeiger vom 25. April 
1992 bekanntgemacht worden sind. 
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79. Abgeordnete 
Michaele 
Hustedt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Liegen der Bundesregierung Untersuchungen 
bzw. Erkenntnisse über das Umweltverhalten 
ausländischer Mitbürgerinnen/Mitbürger vor, 
oder plant sie entsprechende Erhebungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 9. November 1995 

Die sozialwissenschaftliche Umweltforschung ist noch nicht weit ent- 
wickelt. Es liegen keine Ergebnisse vor, die es erlauben, sozialwissen- 
schaftlich abgesicherte Aussagen über das Umweltverhalten der Bevölke- 
rungsgruppe „Ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger" zu machen. 

Im Zuge eines weiteren Ausbaus der sozialwissenschaftlichen Umwelt- 
forschung ist aber zu erwarten, daß die Forschungslücken geschlossen 
werden können. 


80. Abgeordnete 
Michaele 
Hustedt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat oder plant die Bundesregierung ein spezi- 
fisches Aufklärungs- und Informationsprogramm 
für die positive Beeinflussung des Umweltverhal- 
tens ausländischer Mitbürgerinnen/Mitbürger, 
und falls ja, in welcher Form? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 9. November 1995 

Zur Aufklärung und Information der ausländischen Mitbürgerinnen 
und Mitbürger auf dem Gebiet des Umweltschutzes verfügt das Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit über zahl- 
reiche Publikationen in englischer, französischer, spanischer und portu- 
giesischer Sprache. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit führt darüber hinaus das Umweltbundesamt Maß- 
nahmen zum umweltgerechten Verhalten durch. Dabei wird der Umwelt- 
schutzaufklärung der ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger 
große Bedeutung beigemessen. Die Umweltaufklärung der türkischen 
Wohnbevölkerung als mit Abstand größter Ausländergruppe steht hierbei 
im Vordergrund. 

Seit 1991 verbreitet das Umweltbundesamt über Umweltämter, Aus- 
länderberatungsstellen, karitative Einrichtungen, Vereine und andere 
geeignete Institutionen die Broschüre „Zämanin Düsündürdükleri (Im 
Zeichen der Zeit)". Die Broschüre erläutert die Notwendigkeit umwelt- 
bewußten Handelns und gibt viele praktische Beispiele aus den Bereichen 
„Waschen und Reinigen", „Verkehr und Mobilität", „Heimwerken", 
„Umgang mit Abfällen", „Wassersparen und Gewässerschutz" und 
„Energiesparen". Im Mittelpunkt der Bros(±iüre steht die „Aktion 
Umweltzeichen" als wichtigste Einkaufs- und Verbraucherhilfe im 
Bereich des Umweltschutzes. 

Seit 1993 werden bestimmte in Zusammenarbeit mit dem Mitteldeutschen 
Rundfunk erstellte Fernsehbeiträge („Umweltschutz- Videotips") im Auf- 
trag des Umweltbundesamtes türkisch synchronisiert und über den inter- 
nationalen Kanal des türkischen Fernsehens (TRT-INT) ausgestrahlt. 1993 
gehörten dazu zehn Produktionen u. a. zu den Themen „Energiesparen", 
„Kraftstoff sparen", „Umweltschonend Waschen" und „Umweltschonen- 
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des Heizen". 1994 wurden u. a. die Themen „Batterien", „Abfallvermei- 
dung", „Wassersparen", „Klebstoffe im Haushalt" und „Lärmschutz im 
Alltag" aufgegriffen. 1995 werden neun Produktionen synchronisiert u. a. 
zu den Themen „Umweltfreundliches Bauen", „Wassergefährdende 
Stoffe", „Abgasreinigung bei Kfz", „Umweltschonende Fußboden- 
beläge", „Isolierglasfenster", „Solartechnik" und „Klimaschonung". Ver- 
treter des türkischen Umweltministeriums und von TRT-INT haben sich 
bislang lobend zu den Produktionen geäußert. TRT-INT möchte diese 
auch künftig ausstrahlen. 


81. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Wann ist die Prüfung abgeschlossen, ob und ggf. 
in welcher Weise eine kooperative Lösung der 
Altautoentsorgung, z. B. in Form einer Selbst- 
verpflichtung der betroffenen Wirtschaft, möglich 
ist, und wann wird die Bundesregierung eine Ent- 
scheidung in dieser Angelegenheit treffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 9. November 1995 


In den gegenwärtigen Verhandlungen mit den beteiligten Wirtschafts- 
kreisen über eine Selbstverpflichfung bei der Altautoentsorgung konnte 
insbesondere wegen unterschiedlicher Auffassungen zur Frage des 
Umfangs der Produktverantwortung und der damit verbundenen Über- 
nahme von Entsorgungskosten eine Einigung bisher nicht erreicht 
werden. 

Sollte eine akzeptable freiwillige Lösung nicht alsbald erreichbar sein, 
wird eine entsprechende ordnungsrechthche Regelung erforderhch. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Teiekommunikation 


82. Abgeordneter 
Steffen 
Kampeter 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung darüber Erkennt- 
nisse vor, ob sich beim bundeseigenen Unterneh- 
men Deutsche Telekom AG die kommunalpoliti- 
sche Tätigkeit von Mitarbeitern nachteilig auf die 
Beförderung auswirkt, und wenn nein, wie wirkt 
sich eine solche Tätigkeit sonst aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 16. November 1995 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß sich bei der Deutschen Tele- 
kom AG die kommunalpohtische Tätigkeit von Mitarbeitern negativ auf 
die Beförderung aus wirkt. 
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Nach Aussage der Generaldirektion der Deutschen Telekom AG werden 
Beförderungen unter Beachtung der allgemeinen beamtenrechtlichen 
Regelungen und der hierzu ergangenen Anweisungen durchgeführt. 


83. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Wie sind heute, nachdem sich die Deutsche Post 
AG am Markt etabliert hat, in der Bilanz 1994 
einen Gewinn von 52 Mio. DM ausgewiesen hat 
und sich als gewinnversprechende Kapitalbeteili- 
gung des Bundes erweist, die Überlegungen der 
Bundesregierung hinsichtlich einer langfristigen 
Etablierung der Deutschen Post AG im Finanz- 
dienstleistungsgeschäft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 16. November 1995 


Durch das Gesetz zur Neuordnung des Postwesens und der Telekommuni- 
kation wurden die rechtlichen Rahmenbedingungen dafür geschaffen, 
daß sich die Deutsche Postbank AG zu einer Vollbank weiterentwickeln 
und damit ihre unternehmerische Zukunft sichern kann. 

Die Deutsche Postbank AG positioniert sich nach eigenem Verständnis auf 
dem Markt für Finanzdienstleistungen als Vollbank in der Ausgestaltung 
einer Basisbank, die die spezifischen Bereiche des traditionellen Voll- 
bank-Leistungsspektrums abdeckt. Sie konzentriert dabei ihr Angebot auf 
den Grundbedarf an Finanzdienstleistungen im Aktiv- und im Passiv- 
geschäft sowie im Zahlungsverkehr. 

Bei konsequenter Weiterentwicklung dieser strategischen Grundausrich- 
tung wird sich die Deutsche Postbank AG nach Auffassung der Bundes- 
regierung im hartumkämpften Markt für Finanzdienstleistungen dauer- 
haft durchsetzen. 


84. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Betrachtet die Bundesregierung die beabsich- 
tigte 40-% -Kapitalbeteiligung der Deutschen 
Post AG an der Deutschen Postbank AG (bzw. die 
im Verbund mit der Deutschen Bank und der 
Schweizerischen Rückversicherungsgesellschaft 
angedachte 75-% -Beteiligung) als einziges 
geeignetes Mittel, den Verbund der Unterneh- 
men Deutsche Post AG und Deutsche Postbank 
AG aufrechtzuerhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 16. November 1995 

Bei dem zitierten Beteiligungsmodell handelt es sich um einen Vorschlag 
der Deutschen Post AG, der ebenso wie ein alternativer Vorschlag der 
Deutschen Postbank AG in den Meinungsbildungsprozeß über die Privati- 
sierung der Deutschen Postbank AG einfließen wird. Die Bundesregie- 
rung wird jedoch nicht nur diese beiden Vorschläge als Basis ihrer zukünf- 
tigen Entscheidung nutzen. 
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Im Rahmen der Fragestellung, ob eine Kapitalverflechtung einen Beitrag 
zur Aufrechterhaltung eines wirtschaftlich arbeitenden und den verfas- 
sungsrechtlichen Infra Struktur auf trag sichernden Schalterverbundes 
leisten kann, hat die Bundesregierung nach Abschluß eines beschränkten 
Ausschreibungsverfahrens die internationale Investmentbank Schröders, 
London, zur Beratung herangezogen. 

Diese Bank wird bereits vorliegende und weitere Kaufofferten prüfen und 
bewerten und dabei ihre internationalen Erfahrungen bei Privatisierun- 
gen einb ringen. 

Auf der Basis des Gutachtens der Investmentbank Schröders wird die Bun- 
desregierung dann ihre Entscheidung über die Privatisierung der Deut- 
schen Postbank AG treffen. 


85. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Warum gibt die Bundesregierung anderen 
Konzepten wie einem langfristigen Koopera- 
tionsvertrag über das gemeinsame Vertriebsnetz 
keine Chance oder drängt nicht auf dessen Ratifi- 
zierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 16. November 1995 

Deutsche Post AG und Deutsche Postbank AG sind bisher trotz der Mode- 
ration durch die Bundesanstalt für Post und Telekommunikation Deutsche 
Bundespost, die hierbei ihr Beratungsmandat gemäß § 1 1 BAPostG wahr- 
nimmt, noch nicht zu einer abschließenden langfristig orientierten Eini- 
gung über die Zukunft des gemeinsamen Filialnetzes gekommen. 

Neben dem dringend erforderlichen Kooperationsvertrag muß auch über 
andere Wege nachgedacht werden, wie der verfassungsrechtliche Auf- 
trag aus Artikel 87 f Abs. 1 GG sichergestellt werden kann. 


Bonn, den 17. November 1995 
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